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(Nr. 10010.) Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der evangeliſchen Pfarrer. Vom 
2. Juli 1898. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 

Die anliegenden Kirchengeſetze, betreffend das Dienſteinkommen der Geift- 
lichen der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holſtein, der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks 
Caſſel, der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden und der evan⸗ 
geliſch⸗reformirten Kirche der Provinz Hannover, werden, ſoweit erforderlich, 
ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 

Artikel 2. 

Die Alterszulagekaſſe wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für 
evangeliſche Geiſtliche“ als ſelbſtändiger Fonds mit eigener Rechtsperſönlichkeit 
nach Maßgabe der den anliegenden Kirchengeſetzen beigefügten Satzungen ver- 
treten und verwaltet. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche für die Alterszulagekaſſe Rechte oder 
Verpflichtungen begründen, ſind im Namen des Vorſtandes von deſſen Vorſitzenden 
oder ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Amtsſiegels zu unterzeichnen. 

Die Kaſſengeſchäfte der Alterszulagekaſſe werden durch die ſtaatlichen Kaffen 
unentgeltlich beſorgt. 
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Artikel 3. 

Behufs Gewährung von widerruflichen Beihülfen an leiſtungsunfähige 
evangeliſche Kirchengemeinden, welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Alters- 
zulagekaſſenbeiträge und Zuſchüſſe für die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
beſtehenden, bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben 
müſſen, wird eine Summe von 6 508 903 Mark jährlich aus Staatsmitteln 
bereit geſtellt. Der jährliche Antheil an dieſer Summe wird beſtimmt: 

I. für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen auf 

4 277 237 Mark, 

II. für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz 


e , en 610979 » 
III. für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein auf. e 188 880 
IV. für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des 
Konſiſtorialbezirks Caſſel auf.. 664 513 
V. für die evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirks 
Wiese if ee 367 189 
VI. für die evangeliſch⸗reformirte Kirche der Provinz : 
Halngver auff er 100/105 »i7. 


Der Antheil der vorbezeichneten Landeskirchen an der durch 

die Vertheilung unter 1 bis VI nicht gedeckten Summe von 300 000 Mark 
wird in feſten Beträgen von dem Finanzminiſter und dem Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten beſtimmt. 

Der nach den vorſtehenden Beſtimmungen auf die evangeliſche Landeskirche 
der älteren Provinzen entfallende Betrag wird durch eine von dem Finanzminiſter 
und dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten nach Benehmen mit dem 
Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath feſtzuſetzende Matrikel auf die einzelnen Kon⸗ 
ſiſtorialbezirke vertheilt. 

Desgleichen wird der auf die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz 
Hannover entfallende Betrag auf die einzelnen Konſiſtorialbezirke durch eine von 
dem Finanzminiſter und dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten feſtzuſetzende 
Matrikel vertheilt, wobei der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten die Kirchen- 
behörden der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover anhört. 

Eine Reviſion der hiernach feſtzuſtellenden Matrikeln kann von denſelben 
Miniſtern nach Anhörung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths beziehungsweiſe 
der Kirchenbehörden der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover 
vorgenommen werden. 

Die jährlichen Erſparniſſe an den hiernach auf die einzelnen Landeskirchen 
entfallenden Beträgen werden behufs Verwendung zu gleichen Zwecken in den 
betreffenden Landeskirchen in das nächſte Jahr ohne Anrechnung auf die für die 
betreffende Landeskirche entfallende Jahresquote übertragen. Dabei verbleiben die 
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jährlichen Erſparniſſe an den innerhalb der Landeskirchen zu Lund II vertheilten 
Beträgen denjenigen Konſiſtorialbezirken, in denen die Erſparniſſe eingetreten ſind. 
Dem Finanzminiſter und dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt 
alljährlich eine Nachweiſung über die Verwendung der Theilbeträge und der Er- 
ſparniſſe vorzulegen. 
Artikel 4. 


Ueber die Bewilligung, die Verſagung, den Widerruf und die Kürzung 
von Beihülfen beſchließt die in den anliegenden Kirchengeſetzen hierzu berufene 
Kirchenbehörde auf Grund eingehender Prüfung der Leiſtungsfähigkeit der Ge⸗ 
meinden. Bei dieſer Prüfung ſind neben der Steuerkraft auch die vorhandene 
Belaſtung zu öffentlichen Zwecken und die geſammte wirthſchaftliche und kirchliche 
Lage der Gemeinde zu berückſichtigen. 


Artikel 5. 

Behufs Gewährung von Beihülfen für neu zu errichtende Pfarrſtellen an 
leiſtungsunfähige evangeliſche Kirchengemeinden, welche zur Aufbringung der 
Grundgehälter, Alterszulagekaſſenbeiträge und Zuſchüſſe Umlagen ausſchreiben 
müſſen, wird ein Betrag von 600 000 Mark jährlich aus Staatsmitteln bereit 
geſtellt. 

Die Bewilligung der Beihülfen hat zur Vorausſetzung, daß die Kirchen— 
behörde auch ihrerſeits Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt und die 
Kirchengemeinde nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit zu den Laſten der Neu⸗ 
gründung beiträgt. Die Bewilligung erfolgt durch den Finanzminiſter und den 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten. 

Die jährlichen Erſparniſſe an dem nach Abſatz 1 bereit geſtellten Betrage 
fließen in die allgemeinen Staatsfonds zurück. 


Artikel 6. 


Die Beiträge der Kirchengemeinde für das Grundgehalt, die Alterszulage⸗ 
kaſſenbeiträge, die Zuſchüſſe und Miethsentſchädigungen können im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens beigetrieben werden. 

Das Konſiſtorium ſtellt die Höhe der fälligen Beiträge feſt. 


Artikel 7. 


Die in den $$. 12, 19 zu Nr. 2 bis 4 und den $$. 22, 26 der Satzungen 
der Alterszulagekaſſe bezeichneten Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes beziehungs⸗ 
weiſe Kirchengeſetze bedürfen der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 

Die Beſchlüſſe der Kirchenbehörde im Falle der Artikel 4 und 6 Abſatz 2 
bedürfen der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten beziehungsweiſe des Polizei- 
präſidenten in Berlin. Bei erhobenem Widerſpruch oder auf Beſchwerde ent- 
ſcheidet der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten. 
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Auf Anordnungen der Kirchenbehörde über Gewährung von Zuſchüſſen 
und Miethsentſchädigungen finden die Vorſchriften der Kirchenverfaſſungsgeſetze, 
betreffend die Zwangsetatiſirung, Anwendung. 


Artikel 8. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes der Alterszulagekaſſe darüber, ob 
und in welcher Verſicherungsklaſſe eine Pfarrſtelle zu verſichern iſt, ſowie gegen 
die Entſcheidung der Kirchenbehörde über die Uebernahme der Stelleneinkünfte 
ſeitens des Stelleninhabers findet der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt. 

Die in allgemeinen oder beſonderen Geſetzen begründeten Rechte des Pfarr- 
vermögens oder einzelner Theile deſſelben, inſonderheit ſteuerliche Vorrechte oder 
ſonſtige Privilegien, welche mit dem Stellenvermögen oder den Einkünften der 
Pfarrſtelle verknüpft find, bleiben beſtehen, auch wenn das Stellenvermögen oder 
die Einkünfte der Pfarrſtelle auf Grund der Vorſchriften der anliegenden Kirchen— 
geſetze ſich nicht mehr im Nießbrauche des Stelleninhabers befinden. 

Wegen der Anſprüche der Geiſtlichen auf das Grundgehalt, die Alters— 
zulagen, die Zuſchüſſe und Miethsentſchädigungen ſowie wegen der Entſchädigungen 
(F. 16 der Satzungen) finden die Beſtimmungen des erſten Abſchnitts des Geſetzes, 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, vom 24. Mai 1861 Geſetz⸗ 
Samml. S. 241) entſprechende Anwendung. 


Artikel 9. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten beauftragt. 


Artikel 10. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1899 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen e und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Bülow. Tirpitz. 


Anlage 1. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Landeskirche der älteren Provinzen. 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Generalſynode für die evangeliſche Landeskirche 
der älteren Provinzen, was folgt: f 
INE 5 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramt der evangeliſchen Landeskirche 
feft angeſtellte Geiſtliche, mit deffen Pfarrſtelle bei Inkrafttreten dieſes Kirchen⸗ 
geſetzes ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark verbunden iſt, erhält 
ein Dienſteinkommen, welches beſteht: d 

a) in einem Grundgehalt, 

b) in Alterszulagen, : 

c) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 


a. Grundgehalt. 
§. 2. 


Das Grundgehalt iſt im Voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft fich 
für die am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stellen: 
einkommen an dieſem Tage betrug: 


unter 3 600 Mark (Klaſſe D auf...... 1800 Mark, 
3600. bis 3 89 9% Un een 2400 
3900 = 4199 (ee NEE E E N 3000 „ 
4200 4 499 e AAR 3 600 
JT Re END) ee. 4200 


Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. Oktober 1897 bis zum 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen ift nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vorhandenen Stellen- 
einkommens zu bemeſſen. 
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8 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§. 4. 
15 Pfarrſtellen, 
1) für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Ber- 
hältniſſen als unauskömmlich zu erachten iſt, 
2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 
$. 2 nicht zu ermöglichen ift, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Provinzial-⸗Synodalvorſtandes nach 
Anhörung der Kirchengemeinde und des Kreis⸗Synodalvorſtandes anordnen, daß 
ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum e auf die Dauer 
oder auf Zeit gewährt werde. 


b. Alterszulage. 


9 5. | 
Diejenigen Stellennmbaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche die nach Maßgabe des F. 2 normirten Grund⸗ 
gehälter in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten um je 
600 Mark ſteigern, dergeſtalt, daß fie unbeſchadet der nach den $H. 3 und 4 
gewährten Zuſchüſſe zum Grundgehalt ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 


in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab von 2 400 art 
z z 10. z E EN 3 000 
: . 1 V 3600 - 
z z 20, z CF 
a 25. ** 4 800 
in Klasse II bei einem ene von 2 400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab von.. 3 000 Mark, 
z . 5. z e TER 3600 - 
nd 20. ' 1 4200 
: ‚ 25. . ES RT a A800 =; 
in Klaſſe DIL bei einem Grundgehalte von 3 000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab von ......... 3 600 Mark, 
i i 20. ? % GIE OLHAR AAN 4200 - 
; 5 25. ; „„ AAT 4800 =} 


| 
| 


— sköl 
in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 


vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab von 4 200 Mark, 
f s 25. - i 4800 = ; 
in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4200 Mark: 
vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab ven 4 800 Mark. 
$. 6 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt⸗ 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staats beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters: 
zulagen errichtet wird. 8 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiſtlichen, Pfarr⸗ 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 

e ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


c. Dienſtwohnung. 
Set 

Die Dienſtwohnung foll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt 
bereit zu ſtellen. 

N Die $. 8. 

Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ftatt der Dienft- 
wohnung eine ausreichende Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel— 
jährlichen Beträgen im Voraus zu zahlen iſt. 


8.995 
Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt die Kirchen- 
gemeinde. Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. 
Kommt kein gültiger Beſchluß zu Stande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach 
Anhörung des Kreis-Synodalvorſtandes endgültig. 


§. 10. 
Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


! Sl, 
Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 


den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 
(Nr. 10010) 


d. Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 12. 

Die Kirchengemeinde hat vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ab 
dem Stelleninhaber das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (§§. 2, 3 und 4) ſowie 
die Dienſtwohnung oder die Miethsentſchädigung (88. 7, S und 9) zu gewähren 
und die Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach Maßgabe ihrer Satzungen zu 
verſichern. 

Hingegen hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen 
vorbehaltlich der Beſtimmungen des $. 13 auf. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deſſen Verwaltung der Kirchen— 
gemeinde zuſteht, ſind nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten, 
die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Zuſchüſſe zu be⸗ 
ſtreiten. Der Ueberfchuß ift der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten 
des Pfarramtes zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſt⸗ 
wohnung oder zur Miethsentſchädigung, beſonders zu Reparaturen, deren Koſten 
der Stelleninhaber zu tragen hat, iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältniß, in welchem ſie zu den nach dieſem Geſetze ihnen obliegenden Leiſtungen 
beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger 
Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Kreis⸗Synodalvorſtandes. 


§. 13. 

Dem Stelleninhaber ſteht bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder bei Ueber— 
nahme der Stelle die Befugniß zu, den Nießbrauch des ganzen Stellenvermögens 
oder einzelner Theile deſſelben für die Amtsdauer gegen einen beſtimmten, entweder 
ein für allemal oder auf eine Reihe von mindeſtens 12 Jahren feſtzuſetzenden 
Uebernahmepreis zu behalten oder zu übernehmen. Die Nachfolger des gegen⸗ 
wärtigen Stelleninhabers bedürfen dazu der Genehmigung des Konſiſtoriums, 
welches vor ſeiner Entſcheidung den Kreis-Synodalvorſtand zu hören hat. 

In ſolchen Fällen iſt zur Verpachtung oder Vermiethung von Pfarr⸗ 
grundſtücken über den Zeitpunkt hinaus, bis zu welchem der Uebernahmepreis 
feſtgeſetzt iſt, die Zuſtimmung der kirchlichen Gemeindeorgane erforderlich. 

Der Uebernahmepreis beſtimmt ſich bei den Stolgebühren nach dem ſechs— 
jährigen Durchſchnitt oder nach einer anzuſtellenden Schätzung, im Uebrigen nach 
dem ortsüblichen Werthe. Die Höhe und Zahlungsbedingungen des Ueber— 
nahmepreiſes werden nach Anhörung der Betheiligten und des Kreis- Synodal- 
vorftandes von dem Konſiſtorium feſtgeſetzt. 


$. 14. 
Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der 


Kirchengemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe 


„ 


Anwendung, daß, wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des 
Kreis⸗Synodalvorſtandes das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 


§ 15. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Recht beruhende Ber- 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


§. 16. 
Das Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 
welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. 


SELL: 

Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr- 
ſtellen, deren Einkommen unter 4 800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von 1800 Mark 
bereit zu ſtellen iſt. 

$. 18. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle 
auf 4 800 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4 800 Mark hat 
die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4 800 Mark zu gewähren, ſofern die 
Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (§. 11 der 
Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf 
dieſe Pfarrſtelle Anwendung. 

§. 19. 

Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. 

Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ſtattfinden. 

Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulagekaſſe 
geltenden Grundſätze maßgebend. 

F. 20. 

Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt die Kirchen⸗ 
gemeinde. Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Stelleninhabers und des Vorſtandes der Kreisfynode, 

Die Herabſetzung des Stelleneinkommens iſt nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

GT. 

Behufs Gewährung von Beihülfen an ſolche Gemeinden, welche zur 
Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für 
beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes beſtehende und bei der Alterszulagekaſſe 
verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müffen, wird ein von dem Konſiſtorium 
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zu verwaltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate für dieſen 
Zweck gewährte Summe fließt. ee 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium unter 
Mitwirkung des Provinzial⸗Synodalvorſtandes. 


Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
§. 22. 


Hinſichtlich der Berechnung eines Ruhegehalts (Emeritenantheils), der 
Berechnung der Beiträge zum Penſionsfonds und der Pfründenabgabe ($$. 4, 
12, 13, 14, 19 des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 — Kirchliches Geſetz— 
und Verordnungsbl. S. 37 beziehungsweiſe des Ergänzungsgeſetzes vom 16. März 
1892 — Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungsbl. S. 49) bleibt der bisherige 
Rechtszuſtand bis auf Weiteres beſtehen. 


$. 23. 


Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes 
unterliegen, ſtehen im Falle einer Sterbe⸗ und Gnadenzeit während des Sterbe⸗ 
monats und des darauf folgenden Monats den Erben, nächſt dieſen, ſowie 
während einer weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten — den Hinterbliebenen — 
die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Hausgartens be⸗ 
ziehungsweiſe die Miethsentſchädigung, ſowie das Grundgehalt der Stelle, die 
Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die nach §. 16 der Satzungen dem Geiſtlichen 
gewährte Entſchädigung zu. 

Soweit die Ausnahme des F. 13 Platz greift, treten die Erben und 
Hinterbliebenen bis zum Ablauf der Sterbe- und Gnadenzeit in die Rechte und 
Pflichten des Stelleninhabers ein. 

Diejenigen Verpflichtungen, welche nach den 68. 4 Abſatz 2, 5 und 6 des 
Kirchengeſetzes vom 18. Juli 1892, betreffend die Sterbe- und Gnadenzeit bei 
Pfarrſtellen Kirchliches Geſetz- und Verordnungsbl. 1893 S. 1), den zum Bezug 
der Stelleneinkünfte Berechtigten auferlegt find, liegen den Erben und den Hinter- 
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3 
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bliebenen beziehungsweiſe den vom Konſiſtorium bezeichneten Berechtigten ($. 2 ) 


Abſatz 2 a. a. O.) ob. 
$. 24, 


Die Beſtimmungen des $. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des F. 24 bezüglich der Gewährung von Tage 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds 
betheiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetz vom 31. März 1895 — 


Kirchliches Geſetz- und Verordnungsbl. S. 17 — gebildeten Pfarr⸗Wittwen⸗ A 


und Waiſenfonds Anwendung. 


m 
§. 25. 

Die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes erfolgt in 
dieſen Provinzen, ſobald deſſen Annahme von beiden Provinzialſynoden oder von 
einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlaſſende 
Verordnung, welche in der dem F. 6 der General⸗Synodalordnung entſprechenden 
Form zu verkünden iſt. 

$. 26. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 

Königliche Verordnung beſtimmt. 
$. 27, 

Der Evangelifche Ober⸗Kirchenrath wird mit der Ausführung dieſes Kirchen- 
geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 


Satzungen, 
betreffend 
die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


So 
Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame 
Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 
$. 2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
(Nr. 100109 : 35* 
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Der Vorſitzende, fein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
8. 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 

Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro- 


PJ1i..½... 2 ne a RRE 32 Mitglieder, 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

os Hannover. e aE 8 z 
e) die Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 

der Provinz Schleswig⸗Holſte inn. 5 > 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein⸗ 

ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſe nnn. 5 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon- 

ſiſtorialbezirks Wiesbaden 3 z 
f) die Geſammtſynode der evangeliſch-reformirten Kirche 

der Probinz Haunod gen 2 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal⸗ 
angehörigkeit verlieren, oder behindert ſind, an den Berathungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


$. 4. 
Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr- 
ftelfen, welche 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 
4800 Mark hatten, 
b) ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark er- 
richtet ſind oder werden, 
bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 
5. 
Die Verſicherung erfolgt 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3600 Mark in Klaſſe I, 


von 3 600 bis 3 899 II, 
an . 
e 8 
CCG 


e 


ne 


Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen ift das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Geſammtſumme des 
Stelleneinkommens. 

8. 6. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver— 
bunden ſind und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs- und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, : 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein— 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie 
durch das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen, zugeſichert ſind. 

Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative 

oder entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die 
Verſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


Sala 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr- 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter 
bemeſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe I vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab. .... 600 Mark, 

. = 10, = 5 1200 

Z z 15. = 55 1800 

E z 20. z . 2400 

5 255 . „ 20002 a 
in Klaſſe II 2 10, z ER 600 „ 

2 2 15., Z 3 1 200 2 

z „ 2 5 1800 

85 A 25. r 35355 2400 
in Klaſſe I - 2 15; = 5 600 „ 

2 2 20, 2 333 1 200 = 

z = 25. = 5 1 800 Z į 
in Klaſſe IV . i N 600 

: 2 . u 1200 
in Klaſſe V = z 25. 5 a 600 
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$. 8. 

Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen be⸗ 
ginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit 
vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten an die⸗ 
jenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als 
ſolche bezeichnet werden. 

; NE 

Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


e ei er Tina G Ri 1500 Mark, 
Fl! 1200 

z DIR ne E NE 900 

s V eranan 6 600 

RE ee T 300 
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Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 


Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


SER 
Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Be⸗ 
theiligten unabhängig ſind, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der 
Vorſtand ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verficherung zuzulaſſen. 


F. 12. 
Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


$. 13. 
Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze 
maßgebend: 
1) zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf- 


kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 


Dritten gewährten Zuſchüſſe, 


nnen senen en ala Hana) ala an rn ie nd > 


. 


5 


2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie ver⸗ 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts⸗ 
üblichen Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver⸗ 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Er⸗ 
trages der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide, ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen 

werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des nächſten Markt⸗ 
ortes berechnet; Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Necidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 

berechnet. : 
, Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


F. 14. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle ge 
währte Miethsentſchädigung, 

2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts-Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs- und Alters- 
zulagen, 

3) en en für geiſtliche Bedienung der Korrektions-, Irren⸗, 
Kranken⸗ und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 

15. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2) die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

$. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen In⸗ 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

~ (Nr. 10010.) 
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Für die Berechnung des Einkommens uud die Höhe der hiernach zu bes 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der §H. 13 bis 15 mit der Maß⸗ 
gabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkt des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und fo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen. 

8. 175 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen Vyr- 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

i NiS: 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge- 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt all- 
jährlich dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über daͤs abgelaufene Rechnungs⸗ 
jahr zur Abnahme vor. 

19, 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen- 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig 
regelt, hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der ab- 

gelaufenen Rechnungsperiode, 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ftellung von Zulagen an Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe I Bedacht zu nehmen ift, 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig ift, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 


4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


F. 20. 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


$. 21. 

So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

§. 22. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters- 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

$. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen- 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. 

F. 24. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife: 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die 
Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 

EPA, 

Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaffen- 

beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 
$. 26. 

Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchen⸗ 

geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover. 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x 


was folgt; 
Sa 
Jeder in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover feſt angeſtellte Geiſtliche hat auf ein Dienſt⸗ 
einkommen nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen Anfpruch. 


$. 2. 
Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten im Sinne dieſes Geſetzes als eine 
Pfarrſtelle. 
Auf Pfarrgehülfenſtellen findet dieſes Geſetz keine Anwendung, auch wenn 
ſie dauernd errichtet ſind. 
$. 3. 


Bei denjenigen Pfarrſtellen, deren Stelleneinkommen am 1. Oktober 1897, 
beziehungsweiſe falls ſie erſt ſpäter errichtet werden, zur Zeit der Errichtung der 
Pfarrſtelle weniger als 4800 Mark betrug beziehungsweiſe beträgt, ſteht unter 
Wegfall des Nießbrauchs des Stelleninhabers die Verwaltung des Stellen- 
vermögens der Kirchengemeinde zu. 

Der Kirchenvorſtand hat über das in eine beſondere Pfarrkaſſe fließende 
Stelleneinkommen eine getrennte Rechnung zu führen. 

Die Kirchengemeinde hat dagegen dem Stelleninhaber das Grundgehalt 
und die Zuſchüſſe ($$. 8 bis 10), ſowie die Dienſtwohnung und einen Haus- 
garten, beziehungsweiſe eine Miethsentſchädigung (§ g. 13 ff.) zu gewähren 


und die Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe (GY. 11 und 12) nach Maßgabe der 3 


Satzungen dieſer Kaſſe zu verſichern. 
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Aus der Pfarrkaſſe find nach Entrichtung der auf dem Stellenvermögen 
ruhenden Abgaben und Laſten die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulage⸗ 
kaſſe und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. ER 

Die Aufbringung der hiernach nicht gedeckten Mittel erfolgt, unbeſchadet 
einer nach §. 6 begründeten Verpflichtung, durch Zahlung der Kirchenkaſſe, ſoweit 
dieſe dazu ausreicht und vorausgeſetzt, daß nicht im Falle der Unzulänglichkeit 
Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch Leiſtungen der 
Kirchengemeinde (vergl. jedoch §. 23 des Geſetzes). Ein in Folge des Wegfalls 
des Nießbrauchs des Stelleninhabers erzielter Ueberſchuß iſt, ſoweit er nicht zur 
Anſammlung eines zur eventuellen Deckung jener Leiſtungen beſtimmten Reſerve⸗ 
fonds erforderlich iſt, der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des 
Pfarrdienſtes in der Gemeinde zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung 
der Dienſtwohnung oder zur Miethsentſchädigung iſt mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

Die für den Fall des Beſtehens eines Patronatsverhältniſſes im $. 35 
der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864 und im 
§. 23 des Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 1848 gegebenen Vorſchriften 
bleiben unberührt. 

Ueber das Verhältniß, in welchem dauernd vereinigte Kirchengemeinden zu 
den Leiſtungen beizutragen haben, entſcheidet bei Mangel einer Vereinbarung 
zwiſchen den betheiligten Kirchenvorſtänden das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Bezirks⸗Synodalausſchuſſes. j 

$. 4. 

Auf die in Folge des Aufhörens des Nießbrauchs des Stelleninhabers 
erforderliche Auseinanderſetzung zwiſchen dieſem und der Kirchengemeinde finden 
die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. 


D 

Dem Inhaber einer unter F. 3 fallenden Pfarrſtelle ſteht die Befugniß 
zu, die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle und Accidenzien (Stolgebühren 
und Opfer) ganz oder theilweiſe ſelbſt zu beziehen. Accidenzien müſſen fortbezogen 
werden in dem Fall, daß und ſo lange als an derſelben Gemeinde ein anderer 
Geiſtlicher ſteht, welcher Accidenzien derſelben Art perſönlich bezieht. 

Auch kann der Stelleninhaber einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung 
nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung 
der nothwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher 
Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirthſchaften. Jedoch ſteht 
dem zeitigen Stelleninhaber beim Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes die 
Befugniß zu, die bisher von ihm bewirthſchafteten Grundſtücke für ſeine Amts⸗ 
dauer zu behalten. 

. Der auf die Leiftungen der Gemeinde an Grundgehalt und Zuſchüſſen in 
Anrechnung zu bringende Uebernahmepreis beſtimmt fich bei den Accidenzien nach 
(Nr. 10010) 36° 
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dem ſechsjährigen Durchſchnitt eventuell nach einer anzuſtellenden Schätzung, im 
Uebrigen nach dem ortsüblichen Werth. Eine erneute Feſtſetzung des Uebernahme⸗ 
preiſes kann von fünf zu fünf Jahren von der Kirchenregierung, dem Stellen- 
inhaber und dem Kirchenvorſtande verlangt werden. 

Auf Anrufen von Betheiligten entſcheidet nach Anhörung des Bezirks 
Synodalausſchuſſes das zuſtändige Konſiſtorium endgültig. 


$. 6. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Ver 
pflichtungen Dritter werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


8 
Die in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover feſt angeſtellten Geiſtlichen, mit deren Pfarrſtelle 
am 1. Oktober 1897 beziehungsweiſe — im Falle ſpäterer Errichtung — zur 
Zeit der Errichtung ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark ver⸗ 
bunden ift, erhalten ein Dienſteinkommen, welches aus den im F. 3 Abſatz 3 
feſtgeſtellten Bezügen und den Leiſtungen der Alterszulagekaſſe beſteht. 


a. Grundgehalt. 
S en 
Das vierteljährlich zahlbare Grundgehalt beläuft ſich für die am 1. Ok⸗ 
tober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stelleneinkommen an dieſem 
Tage betrug: 


unter 3600 Mark (Klaffe D auf ... . 1800 Mark, 
3600 bis 89 = ke ll 22 AN a 
e . 3000 - 
4200 4499 F 2:5. 23600 
4500 » 4799 ( on) 


Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. Oktober 1897 bis zum 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen iſt nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vor 
handenen Stelleneinkommens zu bemeſſen. 


Sg; 

Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle fefte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 

§. 10. 

Bei Pfarrſtellen, 

1) für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Ber- 

hältniſſen als unauskömmlich zu erachten iſt, 


= = 

2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 

3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 

$. 8 nicht zu ermöglichen iſt, 

kann das Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Bezirks⸗ 
Synodalausſchuſſes anordnen, daß ein bis zum Betrage von jährlich 600 Mark 
zu bemeſſender Zuſchuß zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit ge 
währt werde. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (F. 2 Abſatz 1) treten behufs Abgabe 
der erforderlichen Erklärung die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kirchenvorſtand zuſammen. 


bh. Alterszulagen. 


§. IE 
Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen von je 600 Mark zu den nach Maßgabe des F. 8 nor 
mirten Grundgehältern in fünfjährigen nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten 
dergeſtalt, daß ſie ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 
in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab voe nnn 2400 Mark, 
z = 10, z 35353 T 3000 = 
z $ 1 5 Z bb 3 600 £ 
z z 20. . EEE REN n 4200 
Z 2 29, = = 323 K 4800 2 7 
in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab von.......:.. 3000 Mark, 
. = 15. z „ 3600 > 
z Z 20. 5 F 4200 = 
; 5 Fr 800 52 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3 000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab von. 3600 Mark, 
z P 20, z F 4200 
- nn. „ 4800 = ; 
in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab vonn. 4200 Mark, 
z z 25. z 3 4800 - 
in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4200 Mark: : 
vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab von.......... 4800 Mark. 


Die auf Grund der Beſtimmungen in den $$. 9 und 10 gewährten Zu- 
ſchüſſe bleiben für den Anſpruch auf Bezug der Alterszulagen außer Betracht. 
(Nr. 10010.) 
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Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geift- 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters⸗ 
zulagen errichtet wird. 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geistlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 

ah find die anliegenden Satzungen maßgebend. 
c. Dienſtwohnung. 
§. 13. 


Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Ausnahmsweiſe kann ſtatt derſelben mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
eine angemeſſene Miethsentſchädigung gewährt werden. 

Wo es nach den örtlichen Verhältniſſen möglich iſt, ſoll als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt dem 
Stelleninhaber bereit geſtellt werden. 

$. 14. 

Als Miethsentſchädigung iſt in vierteljährlichen Beträgen eine Geldſumme 
zu gewähren, welche eine ausreichende Entſchädigung für die nicht gewährte Dienſt⸗ 
wohnung darſtellt. 

§. 15 | 

Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt der Kirchen- 
vorſtand. Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Konſiſtoriums. Stimmt 
das Konſiſtorium nicht zu, fo ift die vorherige Anhörung des Bezirks-Synodal⸗ 
ausſchuſſes erforderlich. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (§. 2 Abſatz 1) treten behufs Faſſung 
des Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchen- 
vorſtand zuſammen. 

$. 16. 


Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens ift nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


Fel 


Hinſichtlich der Tragung der Koſten für die Unterhaltung der Dienſtwohnung 
behält es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


i 
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$. 18. 

Das gegenwärtige Kirchengeſetz findet, inſoweit es nicht ſelbſt Ausnahme⸗ 
beſtimmungen trifft, keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, welche bei der 
Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. 

N 

Die nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Kirchengeſetzes neu errichteten 
Pfarrſtellen, deren Einkommen unter 4800 Mark beträgt, unterliegen allen Vor⸗ 
ſchriften dieſes Kirchengeſetzes. Für fie iſt ein nach den Abſtufungen des $. 8 zu 
bemeſſendes Grundgehalt von mindeſtens 1800 Mark, unbeſchadet der in den 
§§. 9 und 10 vorgeſehenen Erhöhung durch Zuſchüſſe bereit zu ſtellen. 


$. 20. 

Eine nach dem 1. Oktober 1897 eingetretene Erhöhung des Stellen⸗ 
einkommens einer Pfarrſtelle auf 4800 Mark oder darüber, ſowie die Erhöhung 
des Einkommens einer erſt ſpäter errichteten Stelle über das bei ihrer Errichtung 
vorhanden geweſene Stelleneinkommen auf 4800 Mark oder darüber hat auf die 
Anwendung des gegenwärtigen Kirchengeſetzes keinen Einfluß (vergl. $. 21). 

Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark 
hat die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern 
die Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($. 11 
der Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle Anwendung. 


IL 

Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſt⸗ 
ſetzung ſtattfinden. 

Für die Berechnung des Stelleneinkommens find die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. 

Gehaltserhöhungen, welche für eine Pfarrſtelle bis zum Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Geſetzes mit rückwirkender Kraft auf den 1. Oktober 1897 bewilligt 
werden, ſind als Theile des am 1. Oktober 1897 vorhandenen Stelleneinkommens 
zu berechnen. 

$. 22. 

Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt der Kirchen⸗ 
vorſtand. Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Stelleninhabers und des Bezirks-Synodalausſchuſſes. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen ($. 2 Abſatz 1) treten behufs Faſſung 
des Beſchluſſes die mehreren Kirchenporſtände zu einem gemeinfchaftlichen Kirchen⸗ 
vorſtand zuſammen. 

Die Herabſetzung des Stelleneinkommens iſt nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

(Nr. 10010.) 


$. 23. 

Behufs Entlaſtung folcher Gemeinden, welche zur Aufbringung der Grund— 
gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für beim Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Geſetzes beſtehende und bei der Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarr⸗ 
ſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein von dem Konſiſtorium zu ver⸗ 
waltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate für dieſen Zweck 
gewährte Summe fließt. 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium. 

Das Landeskonſiſtorium hat dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode 
über die gewährten Beihülfen alljährlich eine Nachweiſung zu geben. 


F. 24, 
Behufs Entlaſtung ſolcher Gemeinden, welche zur Aufbringung der Grund- 


gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarr⸗ 


felen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein landeskirchlicher Hülfsfonds ge- 
gründet, für welchen alljährlich eine Umlage von einem Prozent der von den 
Mitgliedern der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu zahlenden 
Staatseinkommenſteuer erhoben wird. 

Die Erhebung der Umlage erfolgt nach dem von der Landesſynode mit 
Genehmigung der Kirchen regierung hierfür feſtzuſetzenden Fuße und bis zu dem 
Zeitpunkte, wo ſolche Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach 
dem Kirchengeſetze, betreffend die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Ab⸗ 
ſtellung kirchlicher Rothſtände, vom 30. Mai 1894 zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 

Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Landeskonſiſtorium nach 
Maßgabe eines von ihm unter Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landes⸗ 
ſynode (F. 66, Ziffer 2, letzter Satz, der Kirchenvorſtands⸗ und Synodal-⸗Ordnung 
vom 9. Oktober 1864) aufzuſtellenden Regulativs verwaltet. 


2 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Verbeſſerung ungenügend dotirter Pfarr⸗ 
ftellen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover vom 22. Dezember 
1870 Geſetz-Samml. 1871 S. 6), das Kirchengeſetz „betreffend die weitere Ver⸗ 
beſſerung ungenügend dotirter Pfarrſtellen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover, vom 4. Juli 1876 (Geſetz-Samml. S. 275) und das das 
letztere Geſetz abändernde Kirchengeſetz vom 4. März 1894 (Geſetz-Samml. S. 21) 
werden aufgehoben. 

Die gemäß S. 3 und 4 des Kirchengeſetzes vom 4. Juli 1876 ange⸗ 
ſammelten Pfarrkapitalien fallen dem Vermögen der Pfarrſtelle zu. 


H. 26. 
In Betreff der Emeritirungsordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche 
der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873 (Geſetz-Samml. S. 386) und der 


dieſelbe abändernden Kirchengeſetze vom 2. Februar 1876 (Geſetz-Samml. S. 32), 
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30. Juni 1882 (Gefeg-Samml. S. 330) und 19. Februar 1894 (Geſetz⸗Samml. 
S. 15) werden folgende Beſtimmungen getroffen: 


1) 


2 


— 


3 


— 


4) 


{er} 
— 


Die nach Maßgabe des gegenwärtigen Kirchengeſetzes gewährten Grund⸗ 
gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagen ſowie die nach $. 16 der Satzungen. 
der Alterszulagekaſſe zu zahlenden Entſchädigungen gelten als an⸗ 
rechnungsfähige Dienſteinnahme im Sinne der Emeritirungsordnung 
und der dieſelbe abändernden Kirchengeſetze. 

Die Dienſtwohnung und der als Zubehör gewährte Hausgarten 
beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung werden mit 10 Prozent der 
ſonſtigen Dienſteinnahme bis zum Höchſtbetrage von 360 Mark be⸗ 
rechnet. 


Als dauernd mit der Pfarrſtelle verbundene Einnahmen im Sinne des 
§. 12 Abſatz 1 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873 gelten 
bei künftig eintretenden Emeritirungen der den Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes unterworfenen Geiſtlichen nur die Grundgehälter, die 
zu dem Grundgehalte einer Pfarrſtelle dauernd bewilligten feſten Zu⸗ 
ſchüſſe und die Dienſtwohnung beziehungsweiſe Miethsentſchädigung. 
Bei den unter das gegenwärtige Geſetz fallenden Pfarrſtellen findet ein 
Eintreten des Emeritirungsfonds nach $. 12 Abſatz 6 der Emeritirungs⸗ 
ordnung und nach Artikel VI des Kirchengeſetzes vom 19. Februar 
1894 nicht mehr ſtatt. 
Die jährliche Abgabe an den Emeritirungsfonds ($. 14 Nr. 1 der 
Emeritirungsordnung, Artikel 3 des Kirchengeſetzes vom 2. Februar 
1876 und Artikel 4 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882) iſt für 
alle Geiſtlichen, welche den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
unterliegen, fortan nach Prozenten der anrechnungsfähigen Dienſtein⸗ 
nahme, ſoweit dieſelbe in 100 Mark aufgeht, zu berechnen und beträgt: 

a) bei einer Dienſteinnahme bis zu 2399 Mark 5/4 Prozent, 

b) bei einer Dienſteinnahme bis zu 3599 Mark 1¼ Prozent, 

c) bei einer Dienſteinnahme von 3 600 Mark oder darüber 

15/0 Prozent. 

Die Beſtimmungen im Artikel 3 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes vom 
30. Juni 1882 wegen Reſervirung der dort bezeichneten Reſtzahlungen 
der Dienſtnachfolger, ſowie die in demſelben Artikel und in Artikel VI 
des Kirchengeſetzes vom 19. Februar 1894 gegebenen Vorſchriften über 
die beſondere Verwendung der beim Emeritirungsfonds angeſammelten 
Kapitalien kommen allgemein in Wegfall. 
Das Landeskonſiſtorium wird ermächtigt, den durch Beiträge der 
Bezirksſynodalkaſſen aufzubringenden jährlichen Zuſchuß zum Emeri- 
tirungsfonds (F. 14 Ziffer 3 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 
1873, Artikel 4 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882) für das beim 
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Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes laufende Rechnungsjahr und 
für die beiden nächſtfolgenden Rechnungsjahre ſoweit zu erhöhen, als 
es nach Verwendung ſämmtlicher laufenden Einnahmen zur Beſtreitung 
der laufenden Ausgaben etwa erforderlich iſt. Dagegen kommt die 
dem Landeskonſiſtorium im Schlußſatz des Artikels 3 Abſatz 2 des 
Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882 und im Schlußſatz des Artikels VI des 
Kirchengeſetzes vom 19. Februar 1894 beigelegte Befugniß in Wegfall. 

7) Die nach K. 10 Abſatz 4 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873 
den zum Genuſſe der Gnadenzeit Berechtigten während deren Dauer 
obliegenden Leiſtungen für die Unterhaltung eines Kollaborators 
kommen für die unter das gegenwärtige Geſetz fallenden Pfarrſtellen 
in Wegfall. . | 


N 27. 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das gegenwärtige Kirchen⸗ 
geſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, ſtehen im Falle einer Gnadenzeit während 
des Sterbemonats, ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten 
den nach Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die Gnadenzeit in der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873 GSeſetz-Samml. 
S. 393) berechtigten Hinterbliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſt⸗ 
wohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung ſowie 
das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die nach F. 16 
der anliegenden Satzungen zu zahlenden Entſchädigungen zu. 

Soweit nach den Beſtimmungen des angeführten Kirchengeſetzes vom 
16. Juli 1873 die Gnadenzeit nach Inhalt und zeitlicher Ausdehnung abweichend 
bemeſſen war, treten die Beſtimmungen bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den 
durch das gegenwärtige Kirchengeſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, außer Kraft. 

Sind beim Tode eines Pfarrgeiſtlichen, Superintendenten oder General- 
ſuperintendenten, keine zum Genuſſe der Gnadenzeit berechtigte Hinterbliebenen 
vorhanden, ſo treten ſeine geſetzlichen Erben ‚ joweit fie feine Hausgenoſſen waren, 
für die Dauer des Sterbe⸗ und des darauf folgenden Monats an die Stelle 
der Gnadenzeitberechtigten. Dieſe Beſtimmung gilt auch bei denjenigen Stellen, 
welche im Uebrigen den Vorſchriften des gegenwärtigen Kirchengeſetzes nicht 
unterliegen. : 

; $. 28. 

Die im F. 5 Ziffer 1 bis 3 des Kirchengeſetzes, betreffend die Wahlen der 
Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 
22. Dezember 1870 (Geſetz-Samml. 1871 S. 1) und in den Kirchengeſetzen, 
betreffend die Abänderung dieſes Geſetzes, vom 5. Juli 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 277), 28. Juni 1882 (Geſetz-Samml. S. 329) und 18. Juni 1894 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 133) enthaltenen Beſtimmungen werden allgemein durch die Bor- 
ſchrift erſetzt, daß i 
i 1) in Städten und anderen Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 

nach der jeweilig letzten allgemeinen Volkszählung mehr als 10 000 


„„ 


Seelen beträgt, auf Pfarrſtellen von 4800 Mark Jahresertrag oder 
darüber nur ſolche Geiſtlichen und Kandidaten, welche das 35. Lebensjahr, 
2) im Uebrigen auf Pfarrſtellen von 4 800 Mark Jahresertrag oder 
darüber nur ſolche, welche das 45. Lebensjahr, 
3) auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalt von 4 200 Mark nur ſolche, 
welche das 40. Lebensjahr, i 
4) auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalt von 3 600 Mark nur ſolche, 
welche das 35. Lebensjahr zurückgelegt haben, hingin 
gewählt werden Dürfen. = 
9 29 
In den Fällen der $$. 3, letzter Abſatz, 4, 9, 10, 13, 15, 16 und 22 
ſteht den Betheiligten gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums eine binnen 
vier Wochen nach Zuſtellung der betreffenden Verfügung des Konſiſtoriums zu er⸗ 
hebende Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 


$. 30. 
Die Beſtimmungen des F. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des F. 24 bezüglich der Gewährung von Tage- 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds be⸗ 
theiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetzen vom 31. März 1895 
(Geſetz-Samml. S. 137 und 100) gebildeten Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds 
Anwendung. ; 
R 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
| F. 32. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes 
beauftragt. i 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. l 
Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 
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TEE 


Sabungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


. 1. 


Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangelische Geiſtliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 

8 2 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
H. 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 

Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro⸗ 


ee eg 32 Mitglieder, 
bp) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Besbin Dannover er ee 8 . 
e) die Geſammtſynode der evangeliſch-⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtei n. 5 z 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein— 
ſchaften des Konſiſtorialbezirks Cal 5 . 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon— 
ſiſtorialbezirks Wiesbaden. 3 z 
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Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal⸗ 
angehörigkeit verlieren, oder behindert ſind, an den Berathungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§. 4. 
Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, welche 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
hatten, 
p) oder ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
errichtet ſind oder werden, 
bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


SEE 
Die Verſicherung erfolgt unter Zugrundelegung des Stelleneinkommens in 
der Weiſe, daß bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen das an 
dieſem Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 
1897 bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am 
Tage der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde gelegt wird, der— 
geſtalt, daß die Verſicherung erfolgt: 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
II. 


von 3 600 bis 38999 i 
„%% 8 
£ 4200 d 4499 5 z g IV, 

500 479 9 e > 


Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. 

Die Verſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt 
ſich nach der Geſammtſumme des Stelleneinkommens. 


F. 6. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär⸗ 

und Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver⸗ 
bunden ſind, und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs⸗ und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein⸗ 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen, zugeſichert ſind. 

Gr. 10010) 
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Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen „ungeachtet beſtehender Regulative oder 
entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, fo ift die Ber 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


LE 

Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr⸗ 

ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter be- 
meſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe J vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab.. 600 Mark, 
j N 10. : 5 1200 - 
2 = 15. Z es 1 800 
: z 20 . 2 2400 
5 5 25. 5 „5 3000 i 
in Klaſſe II. z 10, - N 600 
2 z 15 z ET Eee S F 200 = 
20 ne: 1800 
5 5 25 BEE 5 2400 į 
in Klaſſe III. z 15. z ee 600 
2 Ed 20 7 3 1200 
. rad ET. 0 1800 ; 
ARGEN =. 00090, a ag 600 
2 „ 25 mNiE = em 1200 - 
in Klaſſe V - z 29: z Be, 600 2, 
$. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen be⸗ 


ginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats „in welchem die erforderliche Dienſt⸗ 
zeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe— 
monat — den folgenden Monat — und bis zu weiteren ſechs Monaten an Die- 
jenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 
als ſolche bezeichnet werden. 

i H. N. 

Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, das der Jahresbeitrag beträgt: 


CVVT 1500 Mark, 

((. oe, 1200 

111//%/ ͤ eu: 900 
Wa en Teer aa 600 = 


EN I ED . ENDET 
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6.10. 


l Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§. 11. 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
und darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Bethei⸗ 
ligten unabhängig find, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der Vor⸗ 
ſtand ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


i . 
: Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


$. 13, 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find. folgende Grundſätze 

maßgebend: 

1) zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein Pfarramt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten ge⸗ 
währten Zuſchüſſe, 

2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke ift, wenn fie ver- 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts⸗ 
üblichen Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver⸗ 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Er⸗ 
trages der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 

nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des nächſten Marktortes be⸗ 
rechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Accidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 

berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu er⸗ 

mitteln ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$. 14. 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 
1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle ge⸗ 
währte Miethsentſchädigung, i 
(Nr. 10010.) 
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2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbefferungs- und Alters: 
zulagen, 

3) Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗, Irren⸗, 
Kranken- und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 

15 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2) die bei Verwaltung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen In: 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu 
bemeſſenden Entſchädigung ſind die Beſtimmungen der 9%. 13 bis 15 mit der 
Maßgabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen „insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und fo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des H. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſto⸗ 
riums Mittheilung zu machen. 

$. 17, 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur 

Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden 


385180 2 


Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor⸗ 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


S 18. 


Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge— 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt all- 
jährlich dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungs⸗ 
jahr zur Abnahme vor. 


$. 19. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher fih auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deffen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen- 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der abge 
laufenen Rechnungsperiode, 
über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit— 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter 5 (fünf) Dienſtjahren auf 
Stellen der Klaſſe 1 Bedacht zu nehmen iſt, 
über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig ift, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen— 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


2 
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$. 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver- 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 

Geſetz-Samml. 1898. (Nr. 10010.) 38 
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So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. | 

8 ER i eee | 1 55 
. Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. | 


§. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. f 

§. 24, i 

Die Mitglieder. des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die 
Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Dien oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörden mitzutheilen. 8 

H. 25. 


Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaſſen⸗ 
beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. ; 


H. 26. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchen⸗ 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Anlage 3. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
| der Provinz Schleswig⸗Holſtein. a 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein, für dieſe Kirche was folgt: 


§. 1. 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramt der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein feſt angeftellte Geiſtliche, mit deſſen Pfarr⸗ 
ſtelle bei Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes ein Stelleneinkommen von weniger 
als 4800 Mark verbunden ift, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalt, 

b) in Alterszulagen, 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 

Das Recht des für ein Pfarramt ernannten Geiſtlichen auf das aus dem⸗ 
ſelben fließende Dienſteinkommen beginnt mit dem Tage, mit welchem er die 
Verwaltung der Stelle übernimmt. Iſt der Ernannte bisher Inhaber einer anderen 
Pfarrſtelle der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
geweſen, ſo hört ſein Recht auf das Dienſteinkommen aus dieſer Stelle erſt mit 
dem nämlichen Tage auf. Auf Hülfspredigerſtellen, auch wenn ſie dauernd 
errichtet find, findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


a. Grundgehalt. 
§. 2. 

Das Grundgehalt, vierteljährlich im Voraus zahlbar, beläuft ſich für die 
am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stelleneinkommen 
an dieſem Tage betrug: | 

unter 3600 Mark (Klaſſe ) auf mindeſtens 1800 Mark, 
1 ; 3 


3 600 bis 3899 2400 
3900 - 4199 „„ „ 300% 
4200 4499 „ 3600 
400 4799 » „0 „ 
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00 


Das Grundgehalt für die in der Zeit vom 1. Oktober 1897 bis zum 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen iſt nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vorhandenen Stellen- 
einkommens zu bemeſſen. 


Na 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums kann das Grundgehalt einer Pfarr⸗ 
ſtelle von den Gemeindeorganen durch feſte Zuſchüſſe dauernd erhöht, auch können 
dem Stelleninhaber Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


$. 4. 
Bei Pfarrſtellen, 
1) für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen als unauskömmlich zu erachten iſt, 
2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Mindeſtgrundgehältern 
des F. 2 nicht zu ermöglichen iſt, 
kann das Konſiſtorium nach Anhörung der Gemeindeorgane und des Propſtei⸗ 
(Kreis—) Synodalausſchuſſes anordnen „daß ein bis zum Betrage von 600 Mark 
zu bemeſſender Zuſchuß zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit zu ge⸗ 
währen iſt. 


b. Alterszulage. 


H. 5. 
Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche die nach Maßgabe des §. 2 normirten Grund— 
gehälter, unbeſchadet der nach den §§. 3 und 4 gewährten Zuſchüſſe zum Grund⸗ 
gehalt in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten um je 
600 Mark ſteigern, dergeſtalt, daß ſie ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 
in Klaſſe J bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab von Be 2400 Mark, 
= z 10. 7 z ae Fe DE NEST, 3 000 z 
G z 15. z 333000000 3600 . 
z z 20. z JFC 4200 = 
. „„ PR at 4800 „ 
in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab von 3000 Mark, 
z z E5: z z 333 3 600 z 
g £ 20, s FFF 4200 
£ s 29, s £ N RER 4800 Ge) 


N 


en 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3000 Mark: 


vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab von 3600 Mark, 
3 2 20. a z F a RE 4200 Z 

Ze 2 „% 4800 ; 

in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab vonn 4200 Mark, 
; „ „%%% 4800 =; 

in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4 200 Mark: 
vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab vonn 4800 Mark. 

F. 6 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geift- 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters— 
zulagen errichtet wird. ; 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiſtlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſationen und Verwaltung der 

Kaffe find die anliegenden Satzungen maßgebend. 


c. Dienſtwohnung. 


SET 

Die Dienſtwohnung foll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt 
bereit zu ſtellen. 

$. 8. 


Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in einer vierteljährlich 
im Voraus zahlbaren Geldſumme zu beſtehen hat und eine ausreichende Cnt- 
ſchädigung für die nicht gewährte Dienſtwohnung darſtellt. 


29 
Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Hausgarten zu gewähren ift, beſchließt die Kirchen— 
gemeinde. Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Konſiſtoriums nach 
vorheriger Anhörung des Propſtei- (Kreis-) Synodalausſchuſſes. 


$. 10. 
Die Einziehung einer Dienſtwohnung und eines Hausgartens ift nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 
Gr. 10010.) 
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Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. Wenn und inſoweit jedoch die 
Unterhaltung der Dienſtwohnung und die Aufbringung, Verzinſung und Amorti⸗ 
ſation einer Einlöſungsſumme beziehungsweiſe Garantieſumme für dieſelbe nach 
dem bisherigen Recht dem Pfarrinhaber oblag, gelten dieſe Leiſtungen als 
Pflichten der Pfarrſtelle im Sinne des §. 12 Abſatz 1. Zur Bildung eines 
Fonds behufs Unterhaltung des Pfarrhauses, ſowie zur Tilgung der Einlöſungs⸗ 
beziehungsweiſe Garantieſumme darf das Pfarrvermögen in dieſen Fällen dauernd 
verwendet werden. Die Höhe des hiernach angemeſſenen, nach den. örtlichen 
Verhältniſſen zu ermittelnden Betrages iſt von dem Konſiſtorium nach Anhörung 
des Kirchenvorſtandes endgültig feſtzuſetzen. Der dadurch entſtehende Zinsverluſt 
iſt bei den, auf Grund dieſes Geſetzes für den Stichtag des 1. Oktober 1897 
anzuſtellenden Berechnungen in Abzug zu bringen. 1 N 


K. 12. 


Der Nießbrauch des als beſonderen Pfarrfonds gemäß der für denſelben 


zu beſchließenden Ordnung zu verwaltenden Stellenvermögens der im $. 2 ge⸗ 
nannten Pfarrſtellen geht mit allen damit verbundenen Rechten und Pflichten 
auf die Kirchengemeinde über. - 

Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber dagegen, vorbehaltlich der 
ihr gemäß $. 22 im Falle der Leiſtungsunfähigkeit zu gewährenden Beihülfe, 
das Grundgehalt und die Zuſchüſſe ($$. 2, 3 und 4) ſowie die Dienſtwohnung 
und einen Hausgarten beziehungsweiſe eine Miethsentſchädigung (SS. 7, 8 und 9) 
zu gewähren, und die Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach Maßgabe ihrer 
Satzungen zu verſichern. 

9. 18 

Dem Inhaber einer unter §. 2 fallenden Pfarrſtelle ſteht die Befugniß 
zu, nach Maßgabe der beſchloſſenen Ordnung ($. 12), mit Genehmigung des 
Propſtei⸗(Kreis⸗) Synodalausſchuſſes, die aufkommenden Aceidenzien (Stolgebühren 
und Opfer) ſelbſt zu beziehen und die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle 
ganz oder theilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe nach Maßgabe der be⸗ 
ſchloſſenen Ordnung (§. 12) mit Genehmigung des Propſtei⸗(Kreis⸗) Synodal⸗ 
ausſchuſſes einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und 
ſoweit ſich für ihn das Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung der nothwendigen 
Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der 
Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirthſchaften. Der auf die Leiſtungen der Ge⸗ 
meinde an Grundgehalt und Zuſchüſſen in Anrechnung zu bringende Uebernahme⸗ 
preis beſtimmt ſich bei den Stolgebühren nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 
eventuell nach einer anzuſtellenden Schätzung, im Uebrigen nach dem ortsüblichen 
Werth. Auf Anrufen von Betheiligten entſcheidet der Propſtei⸗(Kreis⸗) Synodal⸗ 
ausſchuß, im Beſchwerdefall das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Ausſchuſſes 
der Geſammtſynode endgültig. e an: 
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Wegen der Auseinanderſetzung zwifchen dem Stelleninhaber und der Kirchen⸗ 
gemeinde finden die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. Dies gilt von 
dem Kirchengeſetz, betreffend die Verhältniſſe der Geiſtlichen in den Schleswigſchen 
Gemeinden mit Däniſchem Kirchenrecht, vom 3. Mai 1890 (Kirchliches Geſetz⸗ 
und Verordnungsbl. S. 49) mit der Maßgabe, daß die von der Gemeinde nach 
8.5 Abſatz 2 des Geſetzes zu übernehmende Ausgleichsſumme aus dem Pfarr⸗ 
vermögen zu entnehmen iſt. Der letzte Satz des $. 11 kommt dabei ſinngemäß 
in Anwendung. 

n 

Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Recht beruhende Ver⸗ 

pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


$. 16. 

Dieſes Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 
welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen in F. 19 dieſes Geſetzes. 
f A 

Dauernd verbundene Pfarrſtellen werden im Sinne dieſes Geſetzes als 
eine Pfarrſtelle angeſehen. Die nach dieſem Geſetz zu tragenden Laſten werden 
auf die betheiligten Gemeinden nach Verhältniß des Pfarrſtelleneinkommens ver⸗ 
theilt, inſoweit nicht eine anderweitige Regelung bereits getroffen iſt. 


$. 18. 

Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, deren Einkommen unter 4800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von mindeſtens 
1800 Mark bereit zu ſtellen iſt. 

9 

Im Falle einer nach dem 1. Oktober 1897 eintretenden Erhöhung des 
Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 4800 Mark und darüber verbleibt es 
bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. Bei einer nach dem 1. Oktober 1897 
eintretenden Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($. 11 der Satzungen). 
In letzterem Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarr⸗ 
ſtelle Anwendung. 

§. 20. 
Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. i Ea 
Im Bedarfsfall kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ſtattfinden. 
(Nr. 100100 


„ > 


Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. 


K. 21. 


Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt der Kirchen⸗ 
vorſtand nach Anhörung des Stelleninhabers. Die Feſtſetzung erfolgt durch das 
Konſiſtorium nach Anhörung des Propſtei⸗ (Kreis-) Synodalausſchuſſes. 

Die Verminderung des Stelleneinkommens durch Beſchluß der Gemeinde- 
organe ift nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


$. 22. 

Behufs Gewährung von Beihülfen an leiftungsunfähige Gemeinden, welche 
zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für 
beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes beſtehende und bei der Alterszulagekaſſe 
verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein von dem Kon⸗ 
ſiſtorium zu verwaltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate 
für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium, an deffen 
Beſchlüſſen in dieſen Fällen die Mitglieder des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes in der 
im $. 95 der Kirchengemeinde- und Synodal⸗Ordnung vom 4. November 1876. 
bezeichneten Weiſe theilzunehmen haben. 


§. 23. 

Behufs Gewährung von Beihülfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Miethsentſchädigungen 
und Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen Umlagen aus⸗ 
ſchreiben müſſen, ſowie zur Gewährung von Beihülfen für kirchliche Neubauten 
und zur Remunerirung von Hülfsgeiſtlichen in den großen Gemeinden wird ein 
landeskirchlicher Hülfsfonds gegründet, an welchen die Geſammt⸗Synodalkaſſe all- 
jährlich einen Beitrag in der Höhe von einem Prozent der von den Mitgliedern 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein aufzubringenden 
Staatseinkommenſteuer zu leiſten hat. 

Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Konſiſtorium verwaltet. 
An den Beſchlüſſen deſſelben über die Gewährung von Beihülfen aus dem Fonds 
haben die Mitglieder des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes in der im F. 95 der Kirchen⸗ 
gemeinde- und Synodal⸗Ordnung vom 4. November 1876 bezeichneten Weiſe theil- 
zunehmen. f 

$. 24. 

Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes gezahlten Grundgehalte, der Stelle ge⸗ 
währten Zuſchüſſe und Alterszulagen, ſowie die nach $. 16 der Satzungen der 
Alterszulagekaſſe zu zahlenden Entſchädigungen und die der Stelle auf die Dauer 
gewährten Zuſchüſſe gelten als anrechnungsfähige Dienſteinnahme im Sinne der 
Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 Girchliches Geſetz- und Verordnungsbl. 
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S. 20) und des Kirchengeſetzes vom 12. Januar 1895 Girchliches Geſetz- und Ber- 
ordnungsbl. S. 13). Die perſönlichen Zuſchüſſe (§. 3) gelten als perſönliche Zulagen 
im Sinne des K. 9 der Emeritirungsordnung. Als dauernd mit der Stelle ver- 
bundene Dienſteinnahme im Sinne des F. 12 Ziffer 4 der Emeritirungsordnung 
gelten bei künftig eintretenden Emeritirungen von Inhabern der den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes unterworfenen Pfarrſtellen nur die Grundgehalte und die 
der Stelle auf die Dauer gewährten Zuſchüſſe. 


$. 25. 


Beim Ableben eines Geiſtlichen kommen die Grundgehalte, auf Amtsdauer 
bewilligte perſönliche Zuſchüſſe, Alterszulagen, Entſchädigungen, Dienſtwohnungen 
oder Miethsentſchädigungen bis zum Ablaufe des Sterbemonats den Erben zu. 
An wen zu zahlen iſt, beſtimmt das Konſiſtorium. 

Vom Ablaufe des Sterbemonats gebühren die genannten Bezüge noch 
ein halbes Jahr der gnadenzeitberechtigten Wittwe. Dieſelben ſind bei den unter 
$. 2 dieſes Geſetzes fallenden Pfarrſtellen auch für das nach §. 5 des Kirchen⸗ 
geſetzes, betreffend die Gnadenzeit, vom 21. März 1892 (Kirchliches Geſetz- und 
Verordnungsbl. S. 27) zu gewährende Drittel der Dienſteinnahme maßgebend, 
dergeſtalt, daß der Werth der Dienſtwohnung nach Abſatz 2 daſelbſt, eine etwaige 
Miethsentſchädigung aber voll in Anſchlag gebracht wird. 

Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes gelten Geiſtliche, welche 
dem Geltungsbereich des genannten Kirchengeſetzes vom 21. März 1892 angehören, 
wa ſich bisher aber noch nicht unterſtellt haben, demſelben kraft Geſetzes unter- 
worfen. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 2 und 3 finden nur Anwendung auf die 
Inhaber der unter dieſes Geſetz fallenden Pfarrſtellen. 

Das Königliche Konſiſtorium iſt berechtigt, in denjenigen Fällen, in denen 
Gnadenzeitberechtigte nicht vorhanden ſind, die Gnadenzeitsbezüge ganz oder theil— 
weiſe bis ſpäteſtens zum Ablauf des Sterbevierteljahres den Erben des Geiſtlichen 
zuzuſprechen. 

$. 26. 


Die Beſtimmungen des F. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des F. 24 bezüglich der Gewährung von Tage: 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, im Falle des Zuſtandekommens über⸗ 
einſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds betheiligten 
Landeskirchen auf den gemäß Kirchengeſetz vom 31. März 1895 Kirchliches 
Geſetz⸗ und Verordnungsbl. S. 33) gebildeten Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds Anwendung. 


$. 27. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird dur 
Königliche Verordnung beſtimmt. : i 
Geſetz⸗Samml. 1898. (Nr. 10010.) 39 


ie 


$. 28. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be- 
auftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


Satzungen, 
betreffend 
die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


N 
Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame 
Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geistliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 
9. 25 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden „einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. ; 
N 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro⸗ 

Dana a 5 32 Mitglieder, 

b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der N 

Provinz Hanno ge gm 8 . 
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e) die Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 


der Provinz Schleswig⸗Holſteinnn e AR EET 5 Mitglieder, 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein⸗ 

ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel she in 5 . 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon⸗ 

ſiſtorialbezirks Wiesbaden se rge ne 3 s 
f) die Geſammtſynode der ewangelifch-reformirten Kirche 

der Provinz Hanno dern 2 . 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal⸗ 
angehörigkeit verlieren, oder behindert ſind, an den Berathungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


F. 4. 
Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
welche 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
p) nach dem 1. Oktober 1897 mit einem Stelleneinkommen von weniger 
als 4 800 Mark errichtet find oder werden, 


bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


5 §. 5. 
Die Verſicherung erfolgt: 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
von 3 600 bis 3899 III, 
3900 41999 UI, 
A 4200 - 449 » . . I 
e ,, NG 

Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen iſt das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Geſammtſumme des Stellen⸗ 
einkommens. 

$. 6. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

(Nr. 10010.) 39° 


EMS er 


a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd verbunden 
find und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen Auf 
beſſerungs- und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren; 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Cin- 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen zugeſichert ſind. 

Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 

entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


SE. 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr- 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter 
bemeſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe I vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab..... 600 Mark, 

A A 105 * . 1 200 kd 

a : 15; z EP aoas 1800 i 

. z 20. z S 2400 » 

. ne De 1 3 000 „ 
in Klaſſe I - ee, a 600 

. z 15. g ER 12005 

; z 20, 2 ARLOAN 1800 - 

s „ ee 2400 „„ 
in Klaſſe III. A 5 Ht e 600 

z 2 20. . nal. 1200 

: in DBIS s ae 1800 = ; 
in Klaſſe IV - z 20. z BR SA 600 „ 

. e 1200 
in Klaſſe . z 25. z REES GUN 

$. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen beginnt 
mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit 
vollendet wird. f 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat und den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten 
an diejenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 
als ſolche bezeichnet werden. | 
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H. 9 
Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


int Kläſfe giga: dit ee 1500 Mark, 
E A o L e eao I N AS e e a AR 1200 
ff ER 900 „ 
VVV 600 „ 
VVT 300 
§. 10. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


F. 11. 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
und darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Betheiligten 
unabhängig ſind, unter den Betrag von 4 800 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand 
ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


$. 12. 
Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


U. 13. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find folgende Grundſätze 

maßgebend: ; 

1) zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf⸗ 
kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 
Dritten gewährten Zuſchüſſe. 

2) Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie ver⸗ 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts⸗ 
üblichen Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver⸗ 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des 
Ertrages der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeug⸗ 
niſſen werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des 
Or. 10010. 
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nächſten Marktortes berechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des 
nächſten Königlichen Forſtreviers. 
Stolgebühren und Accidenzien werden nach dem ſechsjährigen 
Durchſchnitt berechnet. 
Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu er⸗ 
mitteln ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. ; 


$. 14. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Miethsentſchädigung, 

2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs⸗ und Alters. 
zulagen, 

3) Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗, Yrren: 
Kranken» und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, i 

5) freiwillige Gaben. 

19, 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2) die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

$. 16. | 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen 

Inhaber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern 

find, hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen 

in ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf 
die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be⸗ 

maem Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$.. 13 bis 15 mit der Maf- 

abe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere die 

Mane e vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange ge— 

zahlt, bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 


ea) ee 


früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er feine 
bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, fo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen. 

Sl 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiftlichen find die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor⸗ 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


$. 18. 


»Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge⸗ 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt alljährlich 
dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungsjahr 
zur Abnahme vor. 

: $. 19. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher fih auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. i 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher feine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der ab⸗ 

gelaufenen Rechnungsperiode, 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen für Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe I ($. 2) Bedacht zu nehmen ift, 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 

(Nr. 10010) 
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$. 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. ö 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


| $..21, 

So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen ift, find die auf fie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

§. 22. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Allers— 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

§. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen- 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. 

$. 24. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife: 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch 
die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaffe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 

$. 25. 

Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaſſen⸗ 

beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


$. 26. 


Abänderungen diefer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchen⸗ 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Anlage 4. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel. 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel, 
mit Zuſtimmung der Geſammtſynode, was folgt: 


Sal; 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramt der evangeliſchen Kirchen- 
gemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel feſt angeſtellte Geiſtliche, mit deſſen 
Pfarrſtelle bei Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes ein Stelleneinkommen von 
becher als 4800 Mark verbunden iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches 
eſteht: 

a) in einem Grundgehalt, 
p) in Alterszulagen, 50 
e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 


a. Grundgehalt. 


e §. 2. 

Das Grundgehalt iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar und beläuft ſich 
für die am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stellen⸗ 
einkommen an dieſem Tage betrug: 

unter 3 600 Mark (Klaſſe J auf 1 800 Mark, 
3 600 bis 3899 . II) - 2400 
3.900 4199 (IIS 3000 
4.200 „ 4499? ꝗ [ho 3 600 
e e NES eee 

Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. Oktober 1897 bis zum 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen iſt nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vorhandenen Stellen⸗ 
einkommens zu bemeſſen. ö ; 

Geſetz⸗Samml. 1898. (Nr. 10010.) 40 


e N a ee 


§. 3. 

Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch dem Stelleninhaber Zuſchüſſe 
auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§. 4. 
15 Pfarrſtellen, 


) für welche das Mindeſteinkommen von 1800 Mark lach den dulce 
Gagellnſſſn als unauskömmlich zu erachten iſt, 
2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den . des 
$. 2 nicht zu ermöglichen iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſammt⸗ Synodaldusſchuſſes nach 
Anhörung des Presbyteriums und des Diözeſan⸗Synodalvorſtandes anordnen, 
daß ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die 
Dauer oder auf Zeit gewährt werde. 


b. Alterszulage. 


§. 5. 

Diejenigen ee welche das fünfte deri vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche zu den nach Maßgabe des F. 2 normirten Grund⸗ 
gehältern in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten in Be⸗ 
trägen von je 600 Mark hinzutreten, dergeſtalt, daß ſie unbeſchadet der nach den 
$$. 3 und 4 gewährten Zuſchüſſe zum Grundgehalt ein eee zu be⸗ 
ziehen haben; 

in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1 800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab vonn 2 400 Mark, 
z z 10. è e 300 = 
z 4 8115 % a N en 3600 = 
487 . 20. a d BE ner e 4 200 
z z 25. z i RE 4800 = j 
in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2 400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab voen 3 000 Mark, 
s 04 15. z ROLAND. 3600 =» 
: 008 20. . „ A E E ETN S 4200 - 
. e e ige 4800 >»; 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalt von 3 000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab voeo nn 3 600 Mark, 
Wa d 4 en me 8 eee U. 4200 


. ae „ „ ala. 4800 
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in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 


vom vollendeten 20, Dienſtjahre ab von 4 200 Mark, 
; ORE SS. G s aeiia D3 i 4800 „ 
in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4 200 Mark: A 
vom vollendeten 25, Dienſtjahre ab von 4 800 Mark. 
$: 6 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangelische Geiſt⸗ 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staats beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters⸗ 
zulagen errichtet wird. Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der 
Geistlichen, Pfarrſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und 

e der Kaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


c. Dienſtwohnung. 


Ze 0 u. Rs 

Dem Stelleninhaber ſteht die Dienſtwohnung im Pfarrhauſe zu. Wo 
ein Pfarrhaus nicht vorhanden iſt, hat die Kirchengemeinde eine Dienſtwohnung 
ohne Anrechnung auf das Grundgehalt zu gewähren. Die Wohnung ſoll der 
Amtsſtellung des Stelleninhabers und den örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 
Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Garten von angemeſſener Größe ohne Anrechnung 
auf das Grundgehalt bereit zu ſtellen. Gehört Gartenland zur Stelle, ſo muß 
dem Stelleninhaber auf ſein Verlangen ein Garten von angemeſſener Größe ohne 
Anrechnung auf das Grundgehalt zugewieſen werden. en ene 

f a $. 8. 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienft- 


wohnung eine ausreichende Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in 
vierteljährlichen Beträgen im Voraus zu zahlen ift. 


F. 9. g 
Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Garten zu gewähren iſt, beſchließt das Presbyterium. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zu Stande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung 
des Diözeſan⸗Synodalvorſtandes endgültig. 


SENERA 
Die gänzliche oder theilweiſe Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines 
Gartens iſt nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums und, ſo lange die Stelle 
beſetzt ift, nicht gegen den Widerſpruch des Stelleninhabers zuläſſig. ; 
(Nr. 10010.) 40° 
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Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 12. 

Vom Tage des Inkrafttretens dieſes Kirchengeſetzes hört der Nießbrauch 
des Stelleninhabers am Stellenvermögen, unbeſchadet der Beſtimmungen des 
§. 7, auf. Verwaltung und Vertretung des Stellenvermögens gehen auf die 
Kirchengemeinde über. 

Die Kirchengemeinde hat die Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach 
Maßgabe ihrer Satzungen zu verſichern. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens ſind, nach Entrichtung der darauf 
ruhenden Abgaben und Laſten, die Grundgehälter (§. 2), die Zuſchüſſe ($$. 3, 4) 
und die Beiträge zur Alterszulagekaſſe zu beſtreiten. Der Ueberſchuß ift der 
Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarramtes zu erhalten. 
Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung oder zur Miethsentſchä⸗ 
digung iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums in Ausnahmefällen zuläſſig. 

Reichen die Erträge des Stellenvermögens zur Beſtreitung der bezeichneten 
Ausgaben nicht aus, ſo hat die Kirchengemeinde das Fehlende aufzubringen. 
Zu dieſen Leiſtungen kann ihr nach Maßgabe des $. 21 eine Beihülfe gewährt 
werden. 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältniß, in welchem ſie zu den nach dieſem Kirchengeſetze ihnen obliegenden 
Leiſtungen beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder 
rechtsgültiger Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Diözefan- 
Synodalvorſtandes. 

§. 13. 

Dem Stelleninhaber ſteht die Befugniß zu, die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle, desgleichen die Stolgebühren und die zur Stelle gehörigen Dienſt⸗ 
gebäude über den Umfang des Bedarfs für ſeine Dienſtwohnung hinaus ganz 
oder theilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne Pfarrgrundſtücke in 
eigene Nutzung nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Beduͤrfniß ergiebt, 
zur Beſchaffung der nothwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs 
beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirthſchaften. 

Der beim Inkrafttreten des Geſetzes im Amte befindliche Stelleninhaber 
ift berechtigt, die bisher von ihm ſelbſt bewirthſchafteten Grundſtücke für die 
Dauer ſeiner Amtsführung ſelbſt zu übernehmen. 

Der Uebernahmepreis beſtimmt ſich bei den Stolgebühren nach dem ſechs⸗ 
jährigen Durchſchnitt oder nach einer anzuſtellenden Schätzung, im Uebrigen 
nach dem ortsüblichen Werthe. | | 
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Ueber die Vorausſetzungen der Uebernahme, die Höhe des Uebernahme- 
preiſes und die Zahlungsbedingungen entſcheidet nach Anhörung der Betheiligten 
und des Diözeſan⸗Synodalvorſtandes das Konſiſtorium. ENEIDE 


$. 14. 


Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der 
Kirchengemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe 
Anwendung, daß, wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des 
Diözeſan⸗Synodalvorſtandes das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 


F. 15. 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Recht beruhende Ver⸗ 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. i 


$. 16. 

Das Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 
welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, ſoweit dieſes Geſetz nicht 
ſelbſt Abweichungen vorſieht. f 
piisi $. 17. 

Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr- 

ſtellen, deren Einkommen unter 4 800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 

dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von 1 800 Mark 

bereit zu ſtellen iſt. | 
$. 18. 


Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle 
auf 4800 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchen- 
geſetzes. Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 
4800 Mark hat die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4 800 Mark zu 
gewähren, ſofern die Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zu⸗ 
gelaſſen wird (F. 11 der Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle Anwendung. 


§. 19. 


Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. ö 
Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ſtattfinden. Die nach 
$. 2 erfolgte Feſtſetzung des Grundgehalts wird dadurch nicht berührt. 
Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. 5 
(Nr. 10010.) 
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$. 20. = 


Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt das Presbyterium. 
Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen- 
inhabers und des Diözeſan⸗Synodalvorſtandes. 

Die Herabſetzung des Stelleneinkommens iſt nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. ; 
$. 21, 

Behufs Gewährung von Beihülfen an ſolche Kirchengemeinden, welche zur 
Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für die 
beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes beſtehenden und bei der Alterszulagekaſſe 
verſicherten Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein von dem Kon- 
ſiſtorium zu verwaltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate 
für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. 

Ueber die Gewährung von Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium unter 
Mitwirkung des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes. 


§. 22. Ang? 

Behufs Gewährung von Beihilfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Miethsentſchädigungen und 
Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen und behufs Beſoldung 
von Hülfspfarrern Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein landeskirchlicher Hülfs⸗ 
fonds . Mie für welchen alljährlich eine Umlage von einem Prozent der 
von den Mitgliedern der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirks 
zu zahlenden Staatseinkommenſteuer erhoben wird. pr | 

Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Konſiſtorium nach Maf- 
gabe eines von ihm unter Zuziehung des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes aufzuſtellen⸗ 
den Regulativs verwaltet. f 

$. 23. 5 


Die Beſtimmungen des F. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des $. 24 bezüglich der Gewährung von Tage- 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinftimmender Kirchengeſetze der am Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds be- 
theiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetz vom 31. März 1895 ge⸗ 
bildeten Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds Anwendung. 


i 16 §. 24. e A 1165 

Bis zum Erlaß eines anderweitigen Kirchengeſetzes erhalten die zum Bezug 

des Sterbe- und Gnadenquartals Berechtigten bei denjenigen Pfarrſtellen, welche 
bei der Alterszulagekaſſe verſichert find, vorbehaltlich ihres Anſpruches auf Fort- 
gewährung der Dienſtwohnung oder der Miethsentſchädigung, anſtatt des Stellen⸗ 
einkommens die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu zahlenden Grundgehälter, Zuſchüſſe, 
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Entſchädigungen und Alterszulagen auf die Dauer von ſechs Monaten nach dem 
Tage des Ablebens des Geiſtlichen. In der Diözefe Rinteln erſtreckt fich das 
Bezugsrecht auf den Sterbemonat und ſieben weitere Monate. 
$. 25. | 
Falls zum Bezug des Sterbe- und Gnadengquartals berechtigte Perſonen 
nicht vorhanden ſind, kann das Konſiſtorium auch unverſorgten, zum Hausſtand 
gehörenden Familienangehörigen des Pfarrers die Bezüge des F. 24 bis auf die 
Dauer von ſechs Monaten gewähren. 
N §. 26. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
0 b. 27. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde an Bord M. M. „Hohemzollern“, den 2. Juli 1898. 


(J. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


N. 

Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiftliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 

(Nr. 10010) 


re ae 


1200.22 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 


u ES g §. 3. 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 


Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro⸗ 


Saus binnen tanti? Baad. M ed ent Aan aua 32 Mitglieder, 

bp) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Wroom , nero. ac 8 ‚ 

+ se)-die Geſammtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſteimnns. 5 . 

d) die Geſammtſynode der epangeliſchen Kirchengemein⸗ 
ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſeeᷣununnnn . 5 . 

e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon- 
ſiſtörialbezirks Wiesbaden 3 e 

f) die Geſammtſynode der evangeliſch-reformirten Kirche 
der Provinz Hanno den an. 2 . 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal⸗ 
angehörigkeit verlieren, oder behindert find, an den Berathungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden eben ſo viele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


. 4. 


Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr- 
ſtellen, welche = 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
hatten, ö 
b) ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4 800 Mark 
errichtet ſind oder werden, 


bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


„ N 


Die Verſicherung erfolgt 
bei einem Stelleneinkommen 


unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
von 3600 bis 399 1 
23900 2,4 1992, Dil, 
, a0 IV, 
ADON ATI: 5 

Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen iſt das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Geſammtſumme des 
Stelleneinkommens. 

$. 6. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver⸗ 
bunden ſind, und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs⸗ und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein- 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen, zugeſichert ſind. 

Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 

entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


8 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr- 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter 
bemeſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe I 
vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab e 600 Mark, 
z z 10. z VVV 1200 A 
z z 15. z FFC 1800 
s z 20. . Ae eee ee 2400 = 
; id 25.104 I0 ip) ee 3000 a1; 
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in Klaſſe II 


vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab aerem 600 Mark, 
z A 15. £ FFF 1200 £ 
s z 20. s M E A A e e SEE TS 1800 + 
; ee Ye C 200 
in Klaſſe III 
vom vollendeten 15. Dienſtjahte abb 600 Mark, 
3 z 20. z e 200 0% 
A A 25. z RED RE OO) 1800 į 
in Klaſſe IV 
pom vollendeten 20. Dienſtjahre gab ur nenn 600 Mark, 
e s 25. á %ͤͤ E P il 200 £ n 
in Klaſſe V 
vom vollendeten 25. Dienſtjahre abbbbbbb n. ... 600 Mark. 
§. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen 
beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſt⸗ 
zeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten an 
diejenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 
als ſolche bezeichnet werden. 

§. 9. 


Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt; 


MIREC TERIA e EN 1500 Mark, 

EEE ee eee. eee 1.200 pa 

„)( 900 

J 600 

D a Vid sl iao. 150 ; 300 pls 
§. 10, 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entfcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


8. le 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
oder darüber belief, durch Exeigniſſe, welche von der Entſchließung der Betheiligten 


„5 


unabhängig find, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, ift der Vorſtand er- 
mächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


G PD: 


Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlgſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen find. 


S: 13. 

Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find folgende Grundſätze 

maßgebend: 

J) zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf 
kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 
Dritten gewährten Zuſchüſſe, 

2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen 
Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen 
und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Extrages der 

| letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 
Niaturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des nächſten Marktortes be⸗ 
rechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Accidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 

berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 

ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


§. 14. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Miethsentſchädigung, 

2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts-Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs⸗ und Alters⸗ 
zulagen; 

3) Nebeneinnahmen für geiftliche Bedienung der Korrektions⸗, Irren⸗, 
Kranken- und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten ; 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 
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§. 15. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2) die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte ; 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. : 

$. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen In⸗ 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be— 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$. 13 bis 15 mit der 
Maßgabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, fo finden die Vorſchriften des $. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen find verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Gefammt- 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen. 

$. #7. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiftlichen find die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze fo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


$. 18. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge- 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt alljährlich 


dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungsjahr 
zur Abnahme vor. 


= A 


$. 19. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher fih auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deffen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen- 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der abge⸗ 
laufenen Rechnungsperiode; 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe 1 Bedacht zu nehmen iſt; 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen 

A) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


$. 20. 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ber- 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 
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So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

F. 22. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters- 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

§. 23. 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal- 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
(Nr. 10010.) 


„„ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. 
$. 24. 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen vorbehaltlich ander- 
weiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die Koſten 
der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiltigten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 

9.25. 

Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaſſen⸗ 

beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


8. 26. 


Abänderungen dieſer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchen⸗ 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 


Anlage 5. 
KAirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden. 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, mit Zuſtimmung 
der Bezirksſynode, was folgt: 
St: 


Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramt des Konſiſtorialbezirks Wies- 
baden feſt angeſtellte Geiſtliche, mit deſſen Pfarrſtelle bei Inkrafttreten dieſes 


— . — 


Kirchengeſetzes ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark verbunden 
iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: N 

a) in einem Grundgehalt, 

b) in Alterszulagen, 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 


a, Srundgehalt. 


$. 2. 

Das Grundgehalt iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar und beläuft ſich 

für die am 1. Oktober 1897 vorhanden geweſenen Pfarrſtellen, je nachdem das 
Stelleneinkommen an dieſem Tage betrug: 


unter 3600 Mark (Klaſſe auf 1800 Mark, 
! »-. NM) =dR,... 2400 
n, ͤ ED) 3000 
JJ) 3600 
4500 4199 „„ RER: AEO 2 5% 


Na §. 3. 

Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§. 4. 
Bei Pfarrſtellen, 
1) für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Bers 
hältniſſen als unauskömmlich zu erachten iſt, 
2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 
$. 2 nicht zu ermöglichen ift, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Bezirks⸗Synodalausſchuſſes nach 
Anhörung der Kirchengemeinde und des Kreis-Synodalvorſtandes anordnen, daß 
ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer 
oder auf Zeit gewährt wird. 
b. Alterszulage. 


F. 5. | 
Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche die nach Maßgabe des §. 2 normirten Grund⸗ 
(Nr. 10010) 
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gehälter in fünfjährigen, nach dem Dienftalter bemeſſenen Abſchnitten um je 

600 Mark ſteigern, dergeſtalt, daß dieſelben, unbeſchadet der nach den $$. 3 und 4 

gewährten Zuſchüſſe zum Grundgehalt, ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 
in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab von 2400 Mark, 
s 5 10. z S 3000 = 
. . 15. s o 3600 = 
. . 20. . C 4200 
s . 25. . „%% E 4800 » ; 
in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab vonn 3000 Mark, 
z z 15. s iIe HOSE ST 3600 
. s 20. n „h.. El 4200 
. „ 25 eee 4800 e 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3 000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab von 3600 Mark, 
s . 20. s O e 4200 » 
wre s 25, " d „ 4800 57 
in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab vonn 4200 Mark, 
5 s 2 £ s F 4800 a į 
in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4200 Mark: 
vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab von 4800 Mark. 
$. 6. 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geift- 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staats beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Miters- 
zulagen errichtet wird. 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiſtlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 
Kaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


c. Dienſtwohnung. 


HR 
Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 
Zur Dienſtwohnung gehören auch die vorhandenen, zur Bewirthſchaftung 
der Pfarrgrundſtücke nicht nothwendigen Wirthſchaftsgebäude. í 
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Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich und angemeſſen erſcheinen laſſen, 
iſt als Zubehör der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf 
das Grundgehalt bereit zu ſtellen. 

§. 8 


Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in einer vierteljährlich 
im Voraus zahlbaren Geldſumme zu beſtehen hat und eine ausreichende Ent⸗ 
ſchädigung für die nichtgewährte Dienſtwohnung darſtellt. 


H. 9. 

Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Hausgarten zu gewähren iſt, hat die Kirchengemeinde 
zu beſchließen. Die endgültige Entſcheidung erfolgt nach Anhörung des Kreis⸗ 
Synodalvorſtandes durch das Konſiſtorium. 


§. 10. 
Die Einziehung einer Dienſtwohnung und eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


§. 11. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
$. 12. 

Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber das Grundgehalt und die 
Zuſchüſſe ($$. 2, 3 und 4), ſowie die Dienſtwohnung und einen Hausgarten 
beziehungsweiſe eine Miethsentſchädigung ($$. 7, 8 und 9) zu gewähren und die 
Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach Maßgabe ihrer Satzungen zu verſichern. 

Auf die Kirchengemeinde geht dagegen der Nießbrauch des Stellenver⸗ 
mögens der in F. 2 genannten Pfarrſtellen mit allen damit verbundenen Rechten 
und Pflichten über. Soweit die in Folge deſſen erzielten Einnahmen nicht zur 
Deckung der Grundgehälter, Alterszulagekaſſenbeiträge und Zuſchüſſe erforderlich 
ſind, müſſen ſie auch ferner ihrer Beſtimmung zum Beſten des Pfarrdienſtes 
erhalten bleiben. 

Bezüglich der Aufſicht über die Verwaltung des Stellenvermögens bleiben 
die beſtehenden Vorſchriften unberührt. 

Sl: 

Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der 
Kirchengemeinde finden die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinander⸗ 
jegung zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. 
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$. 14. 

Dem Stelleninhaber ſteht die Befugniß zu, die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle ganz oder theilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne 
Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das 
Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung der nothwendigen Lebensmittel oder zur 
Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke 
ſelbſt zu bewirthſchaften. 

Der Uebernahmepreis beſtimmt ſich nach dem ortsüblichen Werth. Auf 
Anrufung von Betheiligten entſcheidet der Kreis-Synodalvorſtand endgültig. Eine 
Auseinanderſetzung regelt ſich nach §. 13. 


. 15. 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Recht beruhende Ver⸗ 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


$. 16. 


Das Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 
welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. 


Sr 14: 

Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr- 
ſtellen, deren Einkommen unter 4800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von mindeſtens 
1800 Mart bereit zu ſtellen ift. 

$. 18. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle 
auf 4800 Mark und darüber bleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark hat 
die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern die 
Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (§. 11 der 
Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf 
dieſe Pfarrſtelle Anwendung. eug 
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Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. 

Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ſtattfinden. 

Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. 


F. 20. 


Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt die Kirchen⸗ 
gemeinde nach Anhörung des Stelleninhabers. Die Feſtſetzung erfolgt durch 
das Konſiſtorium nach Anhörung des Vorſtandes der Kreisſynode. 


— 21 — 


Die Verminderung des Stelleneinkommens durch Beſchluß der Gemeinde- 
organe it nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


$. 21. 

Behufs Gewährung von Beihülfen an leiſtungsunfähige Gemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſen⸗ 
beiträge für beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes beſtehende und bei der 
Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein 
von dem Konſiſtorium zu verwaltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die 
vom Staate für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium. 


K 22 
Behufs Gewährung von Beihülfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Miethsentſchädigungen und 
Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben 
müſſen, wird ein landeskirchlicher Hülfsfonds gegründet, für welchen alljährlich 
eine Umlage im Betrage von einem halben Prozent der von den Mitgliedern der 
evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden im Vorjahre gezahlten Staats⸗ 
einkommenſteuer erhoben wird. 
Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Konſiſtorium nach Maß⸗ 
gabe eines von ihm unter Zuziehung des Bezirks-Synodalausſchuſſes aufzuſtellenden 
Regulativs verwaltet. 


Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 23. 

Die in den Ruheſtand verſetzten Pfarrer ſind ferner nicht als feſt angeſtellte 
Geiſtliche anzuſehen. Sie behalten den Anſpruch auf das ihnen zugewieſene Ruhe⸗ 
gehalt in dem bisherigen Umfange. Benutzt der Emeritus die Dienſtwohnung, 
ſo iſt er verpflichtet, für die Zwecke des Pfarrdienſtes Wohnräume in dem bisher 
den Pfarrvikaren gewährten Umfange zur Verfügung zu ftellen; hierauf iſt 
der Anſpruch auf eine Dienſtwohnung im Sinne des F. Je beſchränkt. 

Die Beſetzung der hiernach erledigten Pfarrſtellen regelt ſich nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften. 

Bis zum Erlaſſe einer Emeritirungsordnung zahlt der Centralkirchenfonds 
für jede Pfarrſtelle, bei welcher ein Emeritus vorhanden iſt, an die Kirchengemeinde 
den jährlichen Betrag von 1200 Mark. Auch iſt das Konſiſtorium unter Mit⸗ 
wirkung des Bezirks⸗Synodalausſchuſſes ermächtigt, Beihülfen aus landeskirchlichen 
Mitteln den Kirchengemeinden zu gewähren, inſoweit ſie aus dem Stellenvermögen 
Mittel zur Deckung des Grundgehaltes und des Alterszulagekaſſenbeitrages in 
Folge der gegenwärtigen Art der Aufbringung des Ruhegehalts nicht entnehmen 
und aus dem Zuſchußfonds nicht ausreichend unterſtützt werden können. 
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§. 24. 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch dieſes Kirchengeſetz gegebenen 
Vorſchriften unterliegen, ſtehen während des Sterbemonats den Erben, nächſt 
denſelben, ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von drei Monaten den Hinter⸗ 
bliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Haus⸗ 
gartens beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung ſowie das Grundgehalt der Stelle, 
die Alterszulagen und Zuſchüſſe zu. 

Wo die Gnadenzeit länger als drei Monate dauert, wird den Hinter- 
bliebenen der gleiche Anſpruch entſprechend dieſer längeren Dauer bis zum Höchſt⸗ 
betrage von ſechs Monaten gewährt. 

Die bisherigen Beſtimmungen über Leiſtungen der im Genuß der Gnaden- 
zeit befindlichen Hinterbliebenen für die vikarirenden Geiſtlichen oder einen be⸗ 
ſtellten Vikar bleiben unberührt. 

Als Hinterbliebene im Sinne dieſes Geſetzes ſind bezugsberechtigt, ſoweit 
fie nicht rechtmäßig enterbt find, die Wittwe ſowie die ehelichen Nachkommen, 
Stiefkinder und an Kindesſtatt angenommenen Kinder des verſtorbenen Geiſtlichen, 
welche während der Sterbe⸗ oder Gnadenzeit berechtigt geweſen wären „ihren 
Unterhalt von ihm zu empfangen. Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht 
vorhanden, fo ift das Konſiſtorium befugt, den Eltern, Geſchwiſtern und Ge- 
ſchwiſterkindern des verſtorbenen Geiſtlichen, welche wegen Mangels eigener Mittel 
von ihm ihren Unterhalt empfangen haben, in beſonderen Fällen die Gnadenzeit 
auf drei Monate zu gewähren. 

Den Hinterbliebenen ſteht der Anſpruch gemeinſchaftlich zu. 

Iſt eine Wittwe vorhanden, ſo gebührt ihr allein die Erhebung und — 
unbeſchadet der Rechte der Betheiligten — die einſtweilige Verfügung über die 
Verwendung der Bezüge. 

Iſt eine Wittwe nicht vorhanden, oder erhebt dieſelbe die Bezüge nicht, 
ſo erfolgt die Erhebung durch einen gemeinſamen Vertreter. Bis die Beſtellung 
eines ſolchen ſeitens der Nächſtbetheiligten bewirkt iſt, kann das Konſiſtorium eine 
einſtweilige Vertretung anordnen. In dieſem Falle werden Einwendungen über 
die Verwendung der Bezüge durch das Konſiſtorium entſchieden. 


$. 25. 

Die Beſtimmungen des $. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des $. 24 bezüglich der Gewährung von Tage⸗ 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds be⸗ 
theiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetz vom 31. März 1895 — 
Kirchliches Amtsbl. S. 29 — gebildeten Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds 
Anwendung. 

$. 26. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 

Königliche Verordnung beſtimmt. 


„ a 


$. 27. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be- 
auftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


SE 
Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinfame Ein- 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ von einem 
Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 
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Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
$. 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal- 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 

Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro- 

b in BAR U en ee 32 Mitglieder, 
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e a 8 Mitglieder, 
e) die Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 

der Provinz Schleswig⸗Holſtei n. 5 . 
ch die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein⸗ 

ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſellsnn . 5 z 
e) die Bezirksſynode der evangelifchen Kirche des Kon- 

ſiſtorialbezirks Wiesbaden p 


§. 4. 
Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
elche 


a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
hatten, 

b) ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark er⸗ 
richtet ſind oder werden, 


bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


§. 5. 
Die Verſicherung erfolgt: 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
von 3 600 bis 3899 Il, 
3900 eee, t, 
a 4 200 s 4 499 * á á IV, 
50% 7d g %,, 


Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen ift das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verfichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Geſammtſumme des 
Stelleneinkommens. f 


. 


F. 6. 
Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, i 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd verbunden 
ſind und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen Aufbeſſe⸗ 
rungs⸗ und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt 
waren, 

p) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein⸗ 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und diefe Satzungen zugeſichert ſind. 

Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 

entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


§. 7: 

Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr⸗ 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter 
bemeſſenen Abſchnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: N 
in Klaſſe 1 vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab 600 Mark, 

z 10. Z 


5 1200“ % 
2 g 15. d * 1800 s 
2 z 20. * d 2400 8 
a ee, e ee ehe mi 
in Klaſſe U - . 10. . 600 SA y 
P 2 15. z 1 200 d 
z z 20. . 1800 
Z s 25. Z s 2400 a į 
in Klaſſe III + 198 z „ 600 » 
2 * 20. 2 d 1200 s 
| go eg. 
in Klaſſe IV - z 20. z 000.8 
ee al BT 
in Klaſſe V > z 25. . an GO 
6. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen be⸗ 
ginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſt⸗ 
zeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat) den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten an 

(Nr. 10010) 


== 220, — 


diejenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konfiftorium 
als ſolche bezeichnet werden. 
; N Sl 
Die Kirchengemeinden haben für jede verficherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


rer ENRESSN 1500 Mark, 

TE U o E A N S 1200 » 

VVV 900 >» 

/ SRH SL 600 =» 

e e e UDO SE RO LO 300 - 
$. 10 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


Sell, 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches fich auf 4800 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Betheiligten 
unabhängig ſind, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand 
ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


12 
Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaffen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


$. 13. 
Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze 
maßgebend: | 
1) zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf- 
kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 
Dritten gewährten Zufchüffe, 
2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen 
Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen 
und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Ertrages der 
letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 
Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeug⸗ 
niſſen werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des 


S N 


nächſten Marktortes berechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten 
Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Accidenzien werden nach dem ſechsjährigen 
Durchſchnitt berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit 
zu ermitteln find, ift der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$. 14. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

J) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Miethsentſchädigung, 

2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts-Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs- und Alters— 
zulagen, 

3) Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗, Yrren- 
Kranken⸗ und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender, gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 

§. 15. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2) die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit fie bisher aus dem Stelleneinkommen zu be 
ſtreiten waren. 

$. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen 
Inhaber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern find, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be⸗ 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$. 13 bis 15 mit der Maf- 
gabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere die 
Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 
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Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und fo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. a 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen. N 

S I 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiftlichen find die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorge— 
ſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


$. 18. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Gefchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde für die 
Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung der Alters⸗ 
zulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt alljährlich dem 
Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungsjahr zur 
Abnahme vor. | 

$. 19. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher fich auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig 
regelt, hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der abge 

laufenen Rechnungsperiode, 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe 1 Bedacht zu nehmen iſt, 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 


å 
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5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


$. 20. 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 21. 

So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen ift, find die auf fie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

À $. 22. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs- 
ausſchuſſe vorzulegen ift. 

F. 24. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch 
die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes- 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 

F. 25. 

Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der 

Kaſſenbeiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


$. 26. 
Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchen— 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläflig. 


— 
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Anlage 6. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-reformirten Kirche 
der Provinz Hannover. 
Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſammtſynode der evangelifch - reformirten 
Kirche der Provinz Hannover, für dieſe Kirche was folgt: 


. 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramt der evangeliſch-reformirten 
Kirche der Provinz Hannover feſt angeſtellte Geiſtliche, mit deſſen Pfarrſtelle 
bei Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes ein Stelleneinkommen von weniger als 
4800 Mark verbunden ift, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalt, 

b) in Alterszulagen, 

c) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 

Auf Pfarrgehülfenſtellen, auch wenn ſie dauernd errichtet werden, findet 
dieſes Geſetz keine Anwendung. 


a. Grundgehalt. 


§. 2. 
Das Grundgehalt iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar und beläuft ſich 
für die am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stellen- 
einkommen an dieſem Tage betrug: 


unter 3600 Mark (Klaſſe auf.. 1800 Mark, 
ee = (2.11 ei, 2400 - 
3900 = 4199 ( Hh assa 3000 =» 
T 3600 
4500 4799 5 4200 


Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. Oktober 1897 bis 
zum Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen ift nach den vor⸗ 


en 


ſtehenden Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vorhandenen 
Stelleneinkommens zu bemeſſen. 
$. 3. 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§. 4. 
Bei Pfarrſtellen, 
1) für welche ein Grundgehalt von 1 800 Mark nach den örtlichen Ber- 
hältniſſen als unauskömmlich zu erachten iſt, 
2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 
§. 2 nicht zu ermöglichen ift, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes nach 
Anhörung der Kirchengemeinde und des Bezirks⸗Synodalvorſtandes anordnen, daß 
ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer 
oder auf Zeit gewährt werde. 


b. Alterszulage. 


. F. 5. 

Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen, welche die nah Maßgabe des F. 2 normirten Grund- 
gehälter in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten um je 
600 Mark ſteigern, dergeſtalt, daß ſie unbeſchadet der nach den $$. 3 und 4 
gewährten Zuſchüſſe zum Grundgehalt ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 


in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab vonn 2 400 Mark, 
z s 10. . 5% a E 3000 - 
. z 9: z „ 3600 - 
z z 20. g e E ee 4200 - 
. 25. z 2 S235 O S T 4 800 7 į 
in Klaſſe IL bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab von 3 000 Mark, 
z 5 1155 z ee AAN e RELU 3600 - 
20. - RER 4 200 
z 25. d d = ET 4 800 = i 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab vooen 3 600 Mark, 
3 5 20. z ER ER 4200. = 
s a 25. 3 a A E 4 800 Je 
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in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3 600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab von a... 4 200 Mark, 
z z 25, z zZ „„ 4 800 d į 

in Klaſſe V bei einem Grundgehalte von 4200 Mark: 


vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab von 4 800 Mark. 
55 : 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geift- 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staats beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters⸗ 
zulagen errichtet wird. 

Für die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiſtlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 
Kaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


c. Dienſtwohnung. 


5 

Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt 
bereit zu ſtellen. 

§. 8. 


Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine ausreichende Miethsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im Voraus zu zahlen iſt. 


St} 

Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfange ein Hausgarten zu gewaͤhren iſt, beſchließt die Kirchengemeinde. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zu Stande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung 
des Bezirks⸗Synodalvorſtandes endgültig. 


F. 10. 


Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften 5 Bewenden. SER 5 
den beſteyenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


„ 


Allgemeine Beſtimmungen. 
F. 12. 


Die Kirchengemeinde hat vom Tage des Inkrafttretens dieſes Kirchengeſetzes 
ab dem Stelleninhaber das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (§§. 2, 3 und 4) 
ſowie die Dienſtwohnung oder die Miethsentſchädigung (HY. 7, 8 und 9) zu ge 
währen und die Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe nach Maßgabe ihrer Satzungen 
zu verſichern. 

Hingegen hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen auf. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deffen Verwaltung der Kirchen- 
gemeinde zusteht, find, nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten, 
die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Zuſchüſſe zu be⸗ 
ſtreiten. Der Ueberſchuß iſt der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten 
des Pfarramtes zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſt⸗ 
wohnung oder zur Miethsentſchädigung iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
uläſſig. 

: Wei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältniß, in welchem ſie zu den nach dieſem Kirchengeſetze ihnen obliegenden 
Leiſtungen beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder 
rechtsgültiger Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Bezirks⸗ 
Synodalvorſtandes. 

§. 13. 

Dem Stelleninhaber ſteht die Befugniß zu, die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle ganz oder theilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne 
Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und ſoweit fidh für ihn das 
Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung der nothwendigen Lebensmittel oder zur 
Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke 
ſelbſt zu bewirthſchaften. 

Der Uebernahmepreis beſtimmt ſich nach dem ortsüblichen Werthe. Die 
Höhe und Zahlungsbedingungen des Uebernahmepreiſes werden nach Anhörung 
der Betheiligten und des Bezirks⸗Synodalvorſtandes von dem Konſiſtorium 
feſtgeſetzt. 

$. 14. 


Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kirchen⸗ 
gemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe Anwendung, 
daß, wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des Bezirks⸗ 
Synodalvorſtandes das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 

F. 15. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Recht beruhende Ver⸗ 


pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 
(Nr. 10010) 


en een 


$. 16. 

Das Kirchengeſetz findet keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, 

welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. 
$. 17. 

Die nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes neu errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, deren Einkommen unter 4800 Mark beträgt, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes mit der Maßgabe, daß ein Grundgehalt von 1800 Mark 
bereit zu ſtellen iſt. 

$. 18. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle 
auf 4800 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 

Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark 
hat die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern 
die Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (F. 11 
der Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes 
auf dieſe Pfarrſtelle Anwendung. 


195 
Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. 
Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſtſetzung ftattfinden. 
Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. 


$. 20. 

Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt die Kirchen- 
gemeinde. Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Stelleninhabers und des Bezirks-Synodalvorſtandes. 

Die Herabſetzung des Stelleneinkommens iſt nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

27, 

Behufs Gewährung von Beihülfen an ſolche Gemeinden, welche zur Nuf- 
bringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für beim 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes beſtehende und bei der Alterszulagekaſſe ver⸗ 
ſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein von dem Konſiſtorium 
zu verwaltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate für dieſen 
Zweck gewährte Summe fließt. f 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konſiſtorium unter 
Mitwirkung des Geſammt-⸗Synodalausſchuſſes. 


$. 22. : 
Behufs Gewährung von Beihülfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Miethsentſchädigungen 
und Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen, ſowie zur Be⸗ 


„ 2 S 


ſoldung von Pfarrgehülfen oder zur Herſtellung von Dienſtwohnungen, Umlagen 
ausſchreiben müſſen, wird ein landeskirchlicher Hülfsfonds gegründet, für welchen 
alljährlich eine Umlage von einem Prozent der von den Mitgliedern der 
evangeliſch-reformirten Kirche der Provinz Hannover zu zahlenden Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhoben wird. 

Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Konſiſtorium nach Maß⸗ 
gabe eines von ihm unter Zuziehung des Geſammt⸗Synodalausſchuſſes aufzuſtellenden 
Regulativs verwaltet. 

; $223; 

Im Falle des Todes des Inhabers einer Pfarrſtelle, welche den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes unterliegt, ſtehen den Sterbe— beziehungsweiſe Gnadenzeit⸗ 
berechtigten während des Sterbemonats und weiterer ſechs Monate die Fortſetzung 
des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die 
Miethsentſchädigung, ſowie das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zu- 
ſchüſſe und die nach $. 16 der Satzungen den Geiſtlichen gewährte Entſchädigung zu. 

Soweit die Ausnahme des F. 13 Platz greift, treten die Sterbe⸗ und 
Gnadenzeitberechtigten bis zum Ablauf der Sterbe- und Gnadenzeit in die Rechte 
und Pflichten des Stelleninhabers ein. 

Die Sterbe- und Gnadenzeitberechtigten müſſen geeignete Räume für das 
Bedürfniß der Pfarrverwaltung zur Verfügung ſtellen. Zur Tragung der Koſten 
für Fuhren und Verpflegung des vikarirenden Geiſtlichen ſind ſie nicht verpflichtet. 


§. 24. 

Die Beſtimmungen des F. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des F. 24 bezüglich der Gewährung von Tage- 
gelden und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds be⸗ 
theiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetz vom 31. März 1895 ge 
bildeten Pfarr-Wittwen⸗ und Waiſenfonds Anwendung. 

25. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 

Königliche Verordnung beſtimmt. 
§. 26. 

Das Konſiſtorium in Aurich wird mit der Ausführung dieſes Kirchen— 
geſetzes beauftragt. ; 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 
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Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


SEES 
Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame 
Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds 
verwaltet. 
§ 2. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
H. 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 

Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro⸗ 


F we an SHE 32 Mitglieder, 
b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Diop aund per 8 z 
e) die Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſteinnõnwv UU w ꝛ : 5 . 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein⸗ 
ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſeůul nnn. 5 z 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon- 
Mitoraunenttse Wiesbaden 3 z 


f) die Geſammtſynode der evangeliſch-reformirten Kirche 
der Proöbinz ande Bee 2 . 


„ 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal⸗ 
angehörigkeit verlieren, oder behindert find, an den Berathungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


F. 4. i 
Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr⸗ 
ſtellen, welche i 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 


4800 Mark hatten, 
p) ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 


errichtet ſind oder werden, | 
bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


i §. 5. 
Die Verſicherung erfolgt 
bei einem Stelleneinkommen 
unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 


p eru 
e III, 
40-419. » 2; D, 
ee 


Bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen ift das an dieſem 
Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 1897 
bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am Tage 
der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde zu legen. b 

Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Verſicherungspflicht mehrerer 
dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Geſammtſumme des 
Stelleneinkommens. 

F. 6. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, ; 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver- 
bunden ſind und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs⸗ und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, 

p) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Ein⸗ 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und diefe Satzungen zugeſichert. ſind. 
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Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 
entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


Ny 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr— 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter be- 
meſſenen Abſchnitten dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe I vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab .. . . .. 600 Mark, 
. p 10, z TEN te 1200 - 
15. = 3 1800 
20. : > na 2400 
- „ 285 sian A 300 „ 
m Klaſſe Ill 10. z ee 600 
z z 15 F 1200 
209... 8 178007 S 
„ WM ana 2400 =; 
in Klaſſe III. „ onun S gani 600 
; z z 20 E E 1200 
; 33 „„ 1800; 
in Klaſſe IV. z 20, z Ar 600 
n PE a E 120 
in Klaſſe V. z 25 N 600 27 
$. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen be- 
ginnt mit dem Ablauf desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienft- 
zeit vollendet wird. ; 

Im Falle des Todes des Geiftlichen wird die Alterszulage für den Sterbe- 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren ſechs Monaten an 
diejenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 
als ſolche bezeichnet werden. 

. 


Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


elle ten... en 1500 Mark, 
JJ! 8 1200 - 
z C ee et I00 = 
2. 8 600 
„ 0 ⁵ ⁵V“»B 8 300 = 


BI AEs 


F. 10. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§. 11. 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Be- 
theiligten unabhängig ſind, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der 
Vorſtand ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


§. 12. 


Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


K. 13. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze 
maßgebend: 


1) zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während 
der Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern auf- 
kommenden Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen 
Dritten gewährten Zuſchüſſe, 

2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie ver⸗ 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts— 
üblichen Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver⸗ 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Er⸗ 
trages der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen 

werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des nächſten Markt⸗ 
ortes berechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſt⸗ 
reviers. 

Stolgebühren und Accidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 

berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 

ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 
$. 14. 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 
1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle gewährte 


Miethsentſchädigung, 
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2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs⸗ und Alters⸗ 
zulagen, E 

3) Nebeneinnahmen für geiftliche Bedienung der Korrektions⸗, Irren-, 
Kranken⸗ und ähnlichen Anſtalten, für die Militär⸗Seelſorge, ſowie 
für Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 

S 15. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, ö N 

2) die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, i 

3) die Fuhrkoſten der Geiftlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

§. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaffeneinrichtung im Amte befindlichen In⸗ 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern find, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu 
bemeſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$. 13 bis 15 mit der 
Maßgabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange ge⸗ 
zahlt, bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein 
dem früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er 
ſeine bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 5 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums 
Mittheilung zu machen.. 

$. 17. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur 

Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden 


a A a See 


Grundſätze fo lange entfcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor- 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


$. 18. 


Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge- 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt alljährlich 
dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungsjahr 
zur Abnahme vor. 


$. 19. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der abgelaufenen 

Rechnungsperiode, 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter fünf Dienſtjahren auf Stellen 
der Klaſſe I Bedacht zu nehmen iſt, 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des 
Stelleneinkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


. 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 

(Nr. 10010) 
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2 

So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 

F. 22. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

§. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. 

F. 24. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die 
Koften der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzutheilen. 
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Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaffen- 

beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


$. 26. 


Abänderungen dieſer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchen⸗ 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 


RN. 


(Nr. 10011.) Kirchengeſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Geiftlichen der evangelifch- 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Betreff des Dienſteinkommens der Geiſtlichen der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, 
was folgt: 

9. 


Jeder in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover feft angeſtellte Geiſtliche hat auf ein Dienſt⸗ 
einkommen nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen Anſpruch. 


$. 2. 

Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten im Sinne dieſes Geſetzes als eine 
Pfarrſtelle. 

Auf Pfarrgehülfenſtellen findet dieſes Geſetz keine Anwendung, auch wenn 
ſie dauernd errichtet ſind. 

$. 3. 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, deren Stelleneinkommen am 1. Oktober 1897, 
beziehungsweiſe falls ſie erſt ſpäter errichtet werden, zur Zeit der Errichtung der 
Pfarrſtelle weniger als 4800 Mark betrug beziehungsweiſe beträgt, ſteht unter 
Wegfall des Nießbrauchs des Stelleninhabers die Verwaltung des Stelen- 
vermögens der Kirchengemeinde zu. 

Der Kirchenvorſtand hat über das in eine beſondere Pfarrkaſſe fließende 
Stelleneinkommen eine getrennte Rechnung zu führen. 

Die Kirchengemeinde hat dagegen dem Stelleninhaber das Grundgehalt 
und die Zuſchüſſe ($$. 8 bis 10), ſowie die Dienſtwohnung und einen Haus- ` 
garten, beziehungsweiſe eine Miethsentſchädigung (88. 13 ff.) zu gewähren und die 
Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe ($$. 11 und 12) nach Maßgabe der Satzungen 
dieſer Kaſſe zu verſichern. 

Aus der Pfarrkaſſe ſind nach Entrichtung der auf dem Stellenvermögen 
ruhenden Abgaben und Laſten die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulage⸗ 
kaſſe und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. 

Die Aufbringung der hiernach nicht gedeckten Mittel erfolgt, unbeſchadet 
einer nach §. 6 begründeten Verpflichtung, durch Zahlung der Kirchenkaſſe, ſoweit 
dieſe dazu ausreicht und vorausgeſetzt, daß nicht im Falle der Unzulänglichkeit 
Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch Leiſtungen der 

Kirchengemeinde (vergl. jedoch $. 23 des Geſetzes). Ein in Folge des Wegfalls 
des Nießbrauchs des Stelleninhabers erzielter Ueberſchuß iſt, ſoweit er nicht zur 
Anſammlung eines zur eventuellen Deckung jener Leiſtungen beſtimmten Reſerve⸗ 
fonds erforderlich iſt, der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des 

Geſeh⸗Samml. 1898. (Nr. 10011.) 4⁵ 
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Pfarrdienſtes in der Gemeinde zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung 
der Dienſtwohnung oder zur Miethsentſchädigung iſt mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. ` 

Die für den Fall des Beſtehens eines Patronatsverhältniſſes im $. 35 
der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864 und im 
$. 23 des Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 1848 gegebenen Vorſchriften 
bleiben unberührt. 

Ueber das Verhältniß, in welchem dauernd vereinigte Kirchengemeinden zu 
den Leiſtungen beizutragen haben, entſcheidet bei Mangel einer Vereinbarung 
zwiſchen den betheiligten Kirchenvorſtänden das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Bezirks⸗Synodalausſchuſſes. 

| $. 4. 


Auf die in Folge des Aufhörens des Nießbrauchs des Stelleninhabers 
erforderliche Auseinanderſetzung zwiſchen dieſem und der Kirchengemeinde finden 
die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. 


9.5 

Dem Inhaber einer unter F. 3 fallenden Pfarrſtelle ſteht die Befugniß 
zu, die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle und Aceidenzien (Stolgebühren 
und Opfer) ganz oder theilweiſe ſelbſt zu beziehen. Aceidenzien müſſen fortbezogen 
werden in dem Fall, daß und ſo lange als an derſelben Gemeinde ein anderer 
Geiſtlicher ſteht, welcher Accidenzien derſelben Art perſönlich bezieht. 

Auch kann der Stelleninhaber einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung 
nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Bedürfniß ergiebt, zur Beſchaffung 
der nothwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher 
Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirthſchaften. Jedoch ſteht 
dem zeitigen Stelleninhaber beim Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes die 
Befugniß zu, die bisher von ihm bewirthſchafteten Grundſtücke für ſeine Amts⸗ 
dauer zu behalten. 

Der auf die Leiſtungen der Gemeinde an Grundgehalt und Zuſchüſſen in 
Anrechnung zu bringende Uebernahmepreis beſtimmt fich bei den Accidenzien nach 
dem ſechsjährigen Durchſchnitt eventuell nach einer anzuſtellenden Schätzung, im 
Uebrigen nach dem ortsüblichen Werth. Eine erneute Feſtſetzung des Uebernahme⸗ 
preiſes kann von fünf zu fünf Jahren von der Kirchenregierung, dem Stellen- 
inhaber und dem Kirchenvorſtande verlangt werden. 

Auf Anrufen von Betheiligten entſcheidet nach Anhörung des Bezirks⸗ 
Synodalausſchuſſes das zuſtändige Konſiſtorium endgültig. 


$. 6. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Ver⸗ 
pflichtungen Dritter werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 
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e 
Die in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover feſt angeſtellten Geiſtlichen, mit deren Pfarrſtelle 
am 1. Oktober 1897 beziehungsweiſe — im Falle ſpäterer Errichtung — zur 
Zeit der Errichtung ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark ver⸗ 
bunden ift, erhalten ein Dienſteinkommen, welches aus den im §. 3 Abſatz 3 
feftgeftellten Bezügen und den Leiſtungen der Alterszulagekaſſe beſteht. A 
| a. Grundgehalt. 
= 8 
Das vierteljährlich zahlbare Grundgehalt beläuft ſich für die am 1. Ok⸗ 
tober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen, je nachdem das Stelleneinkommen an dieſem 
Tage betrug: 


unter 3 600 Mark (Klaſſe D auf .... 1800 Mark, 
3 600 bis 3899 JJ RI 2A > 
2900. 4199 %% dx Ga 000 ir 
ee , 3000885 
ANI 179-0 (eV 4200 


Das Grundgehalt für die in der Zeit nach dem 1. Oktober 1897 bis zum 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Kirchengeſetzes errichteten Pfarrſtellen iſt nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen auf Grund des am Tage der Errichtung vor- 
handenen Stelleneinkommens zu bemeſſen. 


: S29; 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber 
Zuſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


$. 10. 

Bei Pfarrſtellen, 

J) für welche ein Grundgehalt von 1800 Mark nach den örtlichen Ver⸗ 

hältniſſen als unauskömmlich zu erachten ift, 

2) deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 

3) deren Beſetzung aus ſonſtigen Gründen bei den Grundgehältern des 

§. 8 nicht zu ermöglichen iſt, 3 
kann das Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Bezirks⸗ 
Synodalausſchuſſes anordnen, daß ein bis zum Betrage von jährlich 600 Mark 
zu bemeſſender Zuſchuß zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit ge- 
währt werde. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (F. 2 Abſatz 1) treten behufs Abgabe 
der erforderlichen Erklärung die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kirchenvorſtand zuſammen. 
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b. Alterszulagen 
$. 11. 


Diejenigen Stelleninhaber, welche das fünfte Dienſtjahr vollendet haben, 
erhalten Alterszulagen von je 600 Mark zu den nach Maßgabe des F. 8 nor 
mirten Grundgehältern in fünfjährigen nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten 
dergeſtalt, daß ſie ein Dienſteinkommen zu beziehen haben: 


in Klaſſe I bei einem Grundgehalte von 1800 Mark: 


vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab von ......... 2400 Mark, 
z g 10. z A 3000 - 
. z ISS z 0 3600 =» 
z . 20. z VVV 4200 - 
z z 25. Z zZ 50000 TA 4800 a) 
in Klaſſe II bei einem Grundgehalte von 2400 Mark: 
vom vollendeten 10. Dienſtjahre ab von 3000 Mark, 
z z 55 z „ „ VO 3600 - 
z 20. z „ 4200 - 
5 ER V 4800 - ; 
in Klaſſe III bei einem Grundgehalte von 3000 Mark: 
vom vollendeten 15. Dienſtjahre ab von... 3 600 Mark, 
x 8 20. a e eee 4200 = 
- 25. z S 4800 =; 
in Klaſſe IV bei einem Grundgehalte von 3600 Mark: 
vom vollendeten 20. Dienſtjahre ab ven... 4200 Mark, 
. e „ 4800 =; 


vom vollendeten 25. Dienſtjahre ab von 4800 Mark. 


Die auf Grund der Beſtimmungen in den GY. 9 und 10 gewährten Bu- 
ſchüſſe bleiben für den Anſpruch auf Bezug der Alterszulagen außer Betracht. 


§. 12. 


Die Alterszulagen werden von der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt⸗ 
liche gezahlt, welche als gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staats beſtehenden evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſicherung der Alters⸗ 
zulagen errichtet wird. 

Flur die Rechte und Pflichten der Alterszulagekaſſe, der Geiftlichen, Pfarr- 
ſtellen und Kirchengemeinden, ſowie für die Organiſation und Verwaltung der 
. ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


er 


e. Dienſtwohnung. 
§. 13. 

Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Ausnahmsweiſe kann ſtatt derſelben mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
eine angemeſſene Miethsentſchädigung gewährt werden. 

Wo es nach den örtlichen Verhältniſſen möglich ift, foll als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt dem 
Stelleninhaber bereit geſtellt werden. 


i F. 14. 

Als Miethsentſchädigung iſt in vierteljährlichen Beträgen eine Geldſumme 
zu gewähren, welche eine ausreichende Entſchädigung für die nicht gewährte Dienſt⸗ 
wohnung darſtellt. | 

$. 15. - 

Ueber die Höhe der Miethsentſchädigung, ſowie über die Frage, ob und 
in welchem Umfange ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt der Kirchen— 
vorſtand. Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Konſiſtoriums. Stimmt 
das Konſiſtorium nicht zu, fo ift die vorherige Anhörung des Bezirks-Synodal— 
ausſchuſſes erforderlich. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (§. 2 Abſatz 1) treten behufs Faſſung 
des Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchen— 
vorſtand zuſammen. i 

$. 16. 

Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens ift nur mit 

Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


§. 
Hinſichtlich der Tragung der Koſten für die Unterhaltung der Dienſtwohnung 
behält es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


$. 18. 
Das gegenwärtige Kirchengeſetz findet, inſoweit es nicht ſelbſt Ausnahme⸗ 
beſtimmungen trifft, keine Anwendung auf diejenigen Pfarrſtellen, welche bei der 
Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind. 


§. 19. 

Die nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Kirchengeſetzes neu errichteten 
Pfarrſtellen, deren Einkommen unter 4 800 Mark beträgt, unterliegen allen Bor- 
ſchriften dieſes Kirchengeſetzes. Für fie ift ein nach den Abſtufungen des F. 8 zu 
bemeſſendes Grundgehalt von mindeſtens 1800 Mark, unbeſchadet der in den 
§§. 9 und 10 vorgeſehenen Erhöhung durch Zuſchüſſe bereit zu ſtellen. 
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$. 20. 


Eine nach dem 1. Oktober 1897 eingetretene Erhöhung des Stellen- 
einkommens einer Pfarrſtelle auf 4800 Mark oder darüber, ſowie die Erhöhung 
des Einkommens einer erſt ſpäter errichteten Stelle über das bei ihrer Errichtung 
vorhanden geweſene Stelleneinkommen auf 4800 Mark oder darüber hat auf die 
Anwendung des gegenwärtigen Kirchengeſetzes keinen Einfluß (vergl. $. 21). ; 

Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 4800 Mark 
hat die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 4800 Mark zu gewähren, ſofern 
die Stelle nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaffen wird ($. 11 
der Satzungen). In letzterem Falle finden die Vorſchriften des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle Anwendung. ; 


; . 29.5 ran 15 

Die Höhe des Stelleneinkommens wird das erſte Mal für den 1. Oktober 
1897 ermittelt und feſtgeſetzt. Im Bedarfsfalle kann ſpäter eine erneute Feſt⸗ 
ſetzung ſtattfinden. | | 

Für die Berechnung des Stelleneinkommens ſind die für die Alterszulage⸗ 
kaſſe geltenden Grundſätze maßgebend. tE 

Gehaltserhöhungen, welche für eine Pfarrſtelle bis zum Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Geſetzes mit rückwirkender Kraft auf den 1. Oktober 1897 bewilligt 
werden, ſind als Theile des am 1. Oktober 1897 vorhandenen Stelleneinkommens 
zu berechnen. 5 

$. 22. . 

Ueber die jeweilige Höhe des Stelleneinkommens beſchließt der Kirchen- 
vorſtand. Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Stelleninhabers und des Bezirks-Synodalausſchuſſes. 5 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen ($. 2 Abſatz 1) treten behufs Faſſung 
des Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchen⸗ 
vorſtand zuſammen. 

Die Herabſetzung des Stelleneinkommens iſt nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

F. 23. 

Behufs Entlaſtung ſolcher Gemeinden, welche zur Aufbringung der Grund⸗ 
gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für beim Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Geſetzes beſtehende und bei der Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarr- 
ſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein von dem Konſiſtorium zu ver⸗ 
waltender Zuſchußfonds gegründet, in welchen die vom Staate für dieſen Zweck 
gewährte Summe fließt. 

Ueber die Gewährung der Beihülfen beſchließt das Konfiſtorium. 

Das Landeskonſiſtorium hat dem ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode 
über die gewährten Beihülfen alljährlich eine Nachweiſung zu geben. 


$. 24. 


Behufs Entlaftung ſolcher Gemeinden, welche zur Aufbringung der Grund⸗ 
gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarr⸗ 
ſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein landeskirchlicher Hülfsfonds ge⸗ 
gründet, für welchen alljährlich eine Umlage von einem Prozent der von den 
Mitgliedern der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu zahlenden 
Staatseinkommenſteuer erhoben wird. 

Die Erhebung der Umlage erfolgt nach dem von der Landesſynode mit 
Genehmigung der Kirchenregierung hierfür feſtzuſetzenden Fuße und bis zu dem 
Zeitpunkte, wo ſolche Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach 
dem Kirchengeſetze, betreffend die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Nb- 
ſtellung kirchlicher Nothſtände, vom 30. Mai 1894 zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 

Der landeskirchliche Hülfsfonds wird durch das Landeskonſiſtorium nach 
Maßgabe eines von ihm unter Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landes⸗ 
ſynode (F. 66 Ziffer 2, letzter Satz, der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗Ordnung 
vom 9. Oktober 1864) aufzuſtellenden Regulativs verwaltet. 


§. 25. 

Das Kirchengeſetz, betreffend die Verbeſſerung ungenügend dotirter Pfarr⸗ 
ftellen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 22. Dezember 
1870 GGeſetz⸗Samml. 1871 S. 6), das Kirchengeſetz, betreffend die weitere Ber- 
beſſerung ungenügend dotirter Pfarrſtellen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover, vom 4. Juli 1876 Geſetz-Samml. S. 275) und das das 
letztere Geſetz abändernde Kirchengeſetz vom 4. März 1894 (Geſetz-Samml. S. 21) 
werden aufgehoben. 

Die gemäß Fg. 3 und 4 des Kirchengeſetzes vom 4. Juli 1876 ange 
ſammelten Pfarrkapitalien fallen dem Vermögen der Pfarrſtelle zu. 


§ 26. 

In Betreff der Emeritirungsordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche 
der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873 GGeſetz⸗-Samml. S. 386) und der 
dieſelbe abändernden Kirchengeſetze vom 2. Februar 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 32), 
30. Juni 1882 (Geſetz-Samml. S. 330) und 19. Februar 1894 GGeſetz⸗Samml. 
S. 15) werden folgende Beſtimmungen getroffen: 

1) Die nach Maßgabe des gegenwärtigen Kirchengeſetzes gewährten Grund⸗ 
gehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagen ſowie die nach $. 16 der Satzungen 
der Alterszulagekaſſe zu zahlenden Entſchädigungen gelten als an⸗ 
rechnungsfähige Dienſteinnahme im Sinne der Emeritirungsordnung 
und der dieſelbe abändernden Kirchengeſetze. 

Die Dienſtwohnung und der als Zubehör gewährte Hausgarten 
beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung werden mit 10 Prozent der 
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ſonſtigen Dienſteinnahme bis zum Höchſtbetrage von 360 Mark be⸗ 
rechnet. 


Als dauernd mit der Pfarrſtelle verbundene Einnahmen im Sinne des 
$. 12 Abſatz 1 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873 gelten 
bei künftig eintretenden Emeritirungen der den Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes unterworfenen Geiſtlichen nur die Grundgehälter, die 
zu dem Grundgehalte einer Pfarrſtelle dauernd bewilligten feſten Zu⸗ 
ſchüſſe und die Dienſtwohnung beziehungsweiſe Miethsentſchädigung. 


Bei den unter das gegenwärtige Geſetz fallenden Pfarrſtellen findet ein 
Eintreten des Emeritirungsfonds nach F. 12 Abſatz 6 der Emeritirungs⸗ 
ordnung und nach Artikel VI des Kirchengeſetzes vom 19. Februar 
1894 nicht mehr ſtatt. 


Die jährliche Abgabe an den Emeritirungsfonds ($. 14 Nr. 1 der 
Emeritirungsordnung, Artikel 3 des Kirchengeſetzes vom 2. Februar 
1876 und Artikel 4 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882) iſt für 
alle Geiſtlichen, welche den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
unterliegen, fortan nach Prozenten der anrechnungsfähigen Dienſtein⸗ 
nahme, ſoweit dieſelbe in 100 Mark aufgeht, zu berechnen und beträgt: 

a) bei einer Dienſteinnahme bis zu 2399 Mark is Prozent, 

b) bei einer Dienſteinnahme bis zu 3599 Mark 1%. Prozent, 

c) bei einer Dienſteinnahme von 3600 Mark oder darüber 

1% Prozent. 


5) Die Beſtimmungen im Artikel 3 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes vom 


6 
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30. Juni 1882 wegen Reſervirung der dort bezeichneten Reſtzahlungen 
der Dienſtnachfolger, ſowie die in demſelben Artikel und in Artikel VI 
des Kirchengeſetzes vom 19. Februar 1894 gegebenen Vorſchriften über 
die beſondere Verwendung der beim Emeritirungsfonds angeſammelten 
Kapitalien kommen allgemein in Wegfall. 


Das Landeskonſiſtorium wird ermächtigt, den durch Beiträge der 
Bezirksſynodalkaſſen aufzubringenden jährlichen Zuſchuß zum Emeri- 
tirungsfonds ($. 14 Ziffer 3 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 
1873, Artikel 4 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882) für das beim 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes laufende Rechnungsjahr und 
für die beiden nächſtfolgenden Rechnungsjahre ſoweit zu erhöhen, als 
es nach Verwendung ſämmtlicher laufenden Einnahmen zur Beſtreitung 
der laufenden Ausgaben etwa erforderlich iſt. Dagegen kommt die 
dem Landeskonſiſtorium im Schlußſatz des Artikels 3 Abſatz 2 des 
Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882 und im Schlußſatz des Artikels VI 
des Kirchengeſetzes vom 19. Februar 1894 beigelegte Befugniß in 
Wegfall. 


ee 


7) Die nach F. 10 Abſatz 4 der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873 
den zum Genuſſe der Gnadenzeit Berechtigten während deren Dauer 
obliegenden Leiſtungen für die Unterhaltung eines Kollaborators 
kommen für die unter das gegenwärtige Geſetz fallenden Pfarrſtellen 
in Wegfall. 
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Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das gegenwärtige Kirchen- 
geſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, ſtehen im Falle einer Gnadenzeit während 
des Sterbemonats, ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten 
den nach Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die Gnadenzeit in der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 16. Juli 1873 GGeſetz-Samml. 
S. 393) berechtigten Hinterbliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienft- 
wohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die Miethsentſchädigung ſowie 
das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die nach $. 16 
der anliegenden Satzungen zu zahlenden Entſchädigungen zu. 

Soweit nach den Beſtimmungen des angeführten Kirchengeſetzes vom 
16. Juli 1873 die Gnadenzeit nach Inhalt und zeitlicher Ausdehnung abweichend 
bemeſſen war, treten die Beſtimmungen bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den 
durch das gegenwärtige Kirchengeſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, außer Kraft. 

Sind beim Tode eines Pfarrgeiſtlichen, Superintendenten oder General- 
ſuperintendenten, keine zum Genuſſe der Gnadenzeit berechtigte Hinterbliebenen 
vorhanden, ſo treten ſeine geſetzlichen Erben, ſoweit ſie ſeine Hausgenoſſen waren, 
für die Dauer des Sterbe- und des darauf folgenden Monats an die Stelle 
der Gnadenzeitberechtigten. Dieſe Beſtimmung gilt auch bei denjenigen Stellen, 
welche im Uebrigen den Vorſchriften des gegenwärtigen Kirchengeſetzes nicht 
unterliegen. 


$. 28. 


Die im F. 5 Ziffer 1 bis 3 des Kirchengeſetzes, betreffend die Wahlen der 
Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 
22. Dezember 1870 Geſetz-Samml. 1871 S. 1) und in den Kirchengeſetzen, 
betreffend die Abänderung dieſes Geſetzes, vom 5. Juli 1876 Geſetz-Samml. 
S. 277), 28. Juni 1882 Geſetz-Samml. S. 329) und 18. Juni 1894 Geſetz⸗ 
Samml. S. 133) enthaltenen Beſtimmungen werden allgemein durch die Vor— 
ſchrift erſetzt, daß 

1) in Städten und anderen Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 

nach der jeweilig letzten allgemeinen Volkszählung mehr als 10 000 
Seelen beträgt, auf Pfarrſtellen von 4800 Mark Jahresertrag oder 
darüber nur ſolche Geiſtlichen und Kandidaten, welche das 35. Lebensjahr, 

2) im Uebrigen auf Pfarrſtellen von 4800 Mark Jahresertrag oder 

darüber nur ſolche, welche das 45. Lebensjahr, 
Oeſetz⸗Samml. 1898. (Nr. 10011.) 46 
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3) auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 4200 Mark nur folche, 
welche das 40. Lebensjahr, a 
4) auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 3 600 Mark nur folche, 
welche das 35. Lebensjahr zurückgelegt haben, 
gewählt werden dürfen. 
$. 29. 

In den Fällen der $$. 3, letzter Abſatz, 4, 9, 10, 13, 15, 16 und 22 
ſteht den Betheiligten gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums eine binnen vier 
Wochen nach Zuſtellung der betreffenden Verfügung des Konſiſtoriums zu er⸗ 
hebende Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 


$. 30. 


Die Beſtimmungen des F. 3 der Satzungen bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Verwaltungsausſchuſſes und des F. 24 bezüglich der Gewährung von Tage 
geldern und Reiſekoſtenvergütungen finden, vorbehaltlich des Zuſtandekommens 
übereinſtimmender Kirchengeſetze der am Pfarr⸗Wittwen⸗ und Waiſenfonds be- 
theiligten Landeskirchen, auf den gemäß Kirchengeſetzen vom 31. März 1895 
(Geſetz-Samml. S. 137 und 100) gebildeten Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds 
Anwendung. 

N. 3% 


Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 


$. 32. 


Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(J. S.) Wilhelm. 
Bo ſſe. 
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Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


SE 
Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Cin- 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staats vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. 
Sie wird unter dem Namen „Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ von 
einem Vorſtande und einem Verwaltungsausſchuſſe als ſelbſtändiger Fonds ver⸗ 
waltet. 
F. 2. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem 
im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
werden vom Könige ernannt. 
§. 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
betheiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputirten gebildet. 


Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro⸗ 


CCC 8 32 Mitglieder, 
b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
e 8 
e) die Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſteinnnn 5 z 
d) die Geſammtſynode der evangeliſchen Kirchengemein⸗ 
ſchaften des Konſiſtorialbezirks Caſſel nnn 5 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Kon- 
ſiſtorialbezirks Wiesbaden 3 
f) die Geſammtſynode der evangeliſch-reformirten Kirche 
Bes Proyinz Janno gen. 2 z 
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Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, 
bis eine Neuwahl erfolgt ift. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodal- 
angehörigkeit verlieren, oder behindert find, an den Berathungen des Verwaltungs— 
ausſchuſſes theilzunehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in 
einer bei der Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


H. 4. 
Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarr- 
ſtellen, welche 
a) am 1. Oktober 1897 ein Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
hatten 
b) 115 ſpäter mit einem Stelleneinkommen von weniger als 4800 Mark 
errichtet ſind oder werden, 
bei der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


§. 5. 

Die Verſicherung erfolgt unter Zugrundelegung des Stelleneinkommens in 
der Weiſe, daß bei den am 1. Oktober 1897 beſtehenden Pfarrſtellen das an 
dieſem Tage vorhandene Stelleneinkommen, bei den in der Zeit vom 1. Oktober 
1897 bis zum Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung errichteten Pfarrſtellen das am 
Tage der Errichtung vorhandene Stelleneinkommen zu Grunde gelegt wird, der- 
geſtalt, daß die Verſicherung erfolgt: 

bei einem Stelleneinkommen 
unter 3600 Mark in Klaſſe J, 
von 3 600 bis 3899 - I 


3900 - A109 - e 
4200: 4 40 ET 
4900 4 e ori til 


Pfarrſtellen, welche mit oder nach dem Inkrafttreten der Kaſſeneinrichtung 
errichtet werden, ſind in Klaſſe J zu verſichern. 

Die Verſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt 
ſich nach der Geſammtſumme des Stelleneinkommens. 
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Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär⸗ 

und Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, 

a) welche mit einem anderen Amte als einem kirchlichen dauernd ver— 
bunden ſind, und deren Inhaber nach den bisherigen Beſtimmungen 
Aufbeſſerungs⸗ und Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht 
berechtigt waren, 

b) deren Inhabern durch beſondere Gehaltsregulative oder ähnliche Gin- 
richtungen am 1. Oktober 1897 mindeſtens dieſelben Bezüge, wie durch 
das Kirchengeſetz und dieſe Satzungen, zugeſichert ſind. 
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Unterliegen die letzteren Pfarrſtellen, ungeachtet beſtehender Regulative oder 
entſprechender anderer Einrichtungen, der Verſicherungspflicht, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsklaſſe nach dem Mindeſtbetrage des Gehalts zu beſtimmen. 


SL. 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarr⸗ 
ſtellen Alterszulagen von je 600 Mark in fünfjährigen nach dem Dienſtalter be⸗ 
meſſenen Abschnitten, dergeſtalt, daß gewährt werden: 


in Klaſſe I vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab ...... 600 Mark, 
2 A 10. z ER 1200, > 
15, z „„ 800 
20. z 3 2400 - 
; e 28 e e 3000 - ; 
in Klaſſe II z 10. z e 600 
z z 19. - 5 1 200 
z z 20. z e 1800 - 
- a 8 
in Klaſſe III. z 15. z PERAR 600 
z z 20. z ru 1200 - 
- 2 2D; > u 1800. e 
in Klaſſe IV z Dee „ 600 „ 
: o 1200 >; 
in Klaſſe V -= z 25. 2 a E 600 
§. 8. 


Der Bezug der vierteljährlich im Voraus zu zahlenden Alterszulagen Dez 
ginnt mit dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſt⸗ 
zeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat — den folgenden Monat — und bis zu weiteren ſechs Monaten an die⸗ 
jenigen Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium 
als ſolche bezeichnet werden. 

No 


Die Kirchengemeinden haben für jede verſicherte Alterszulage von 600 Mark 
je 300 Mark Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alterszulagekaſſe zu ent⸗ 
richten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


i Klaſſ e e: 1500 Mark, 
z 1111 VV 1200 
I a 900 
5 IV c O zone: Pr 0e 600 z 
g d V S E L O O O I O E AA 300 wu 
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Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§. 11. 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 4800 Mark 
und darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Bethei⸗ 
ligten unabhängig ſind, unter den Betrag von 4800 Mark ſinkt, iſt der Vor⸗ 
ſtand ermächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. 


9. 12. 


Im Uebrigen bleibt es der Beſchlußfaſſung des Verwaltungsausſchuſſes 
überlaſſen, zu beſtimmen, ob und unter welchen Bedingungen weitere freiwillige 
Verſicherungen von Alterszulagen zuzulaſſen ſind. 


§. 13. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find folgende Grundſätze 

maßgebend: 

1) zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein Pfarramt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten ge- 
währten Zuſchüſſe, 

2) der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn fie ver- 
pachtet ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des orts- 
üblichen Werths vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Ver- 
pachtungen und Selbſtbewirthſchaftung nach dem Durchſchnitt des Er⸗ 
trages der letzten ſechs Wirthſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 

nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt der Marktpreiſe des nächſten Marktortes be⸗ 
rechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Aceidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitt 

berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu er⸗ 

mitteln ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$. 14, 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 


1) die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten, ſowie die an ihrer Stelle ge⸗ 
währte Miethsentſchädigung, 
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2) die ſtaatlichen, bisher aus dem Fonds Kapitel 124 Titel 2 des Staats⸗ 
e ts⸗Etats den Geiſtlichen gewährten Aufbeſſerungs⸗ und Alters- 
zulagen, 

3) Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions-, Irren-, 
Kranken» und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge, ſowie für 
Lehrthätigkeit an Unterrichtsanſtalten, 

4) das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle, 

5) freiwillige Gaben. 

Nale 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1) die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen, 

2) die bei Verwaltung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und 
Verluſte, 

3) die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

$. 16. 

Die beim Inkrafttreten dieſer Kaſſeneinrichtung im Amte befindlichen In⸗ 
haber derjenigen Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, 
hat die Alterszulagekaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in 
ihrem Einkommen dadurch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die 
Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu 
bemeſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$. 13 bis 15 mit der 
Maßgabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen, insbeſondere 
die Pfründenabgaben, vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der gegenwärtige Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem 
früheren mindeſtens gleiches Geſammtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine 
bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, fo finden die Vorſchriften des §. 8 
Abſatz 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſammt⸗ 
dienſteinkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſto⸗ 
riums Mittheilung zu machen. 

F. 17 


Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur 
Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Wittwen- und Waiſenfonds maßgebenden 
(Nr. 100119 
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Grundſätze fo lange entfcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vor- 
geſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 


S e 


Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Ge- 
ſchäfte derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörde 
für die Einziehung der Kaſſenbeiträge der Gemeinden und für die Auszahlung 
der Alterszulagen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe auf und legt all- 
jährlich dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über das abgelaufene Rechnungs⸗ 
jahr zur Abnahme vor. 


$. 19. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher fich auf Einladung des Vorſtandes 
alljährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: 

1) über Feſtſtellung des Etats und Abnahme der Rechnung der abge 
laufenen Rechnungsperiode, 

2) über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden, wobei in erſter Linie auf Bereit⸗ 
ſtellung von Zulagen an Geiſtliche unter 5 (fünf) Dienſtjahren auf 
Stellen der Klaſſe 1 Bedacht zu nehmen iſt, 

3) über die Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden 
zu entrichtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig ift, die Kaſſenbeiträge 
nach den Verſicherungsklaſſen verſchieden abzuſtufen, 

4) über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen, 

5) über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, 
welche ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder 
innerhalb des Ausſchuſſes angeregt werden. 


$. 20. 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes mit berathender Stimme theilnehmen und müſſen jederzeit 
gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 ; 
So lange eine Landeskirche nicht durch Kirchengeſetz der Alterszulagekaſſe 
angeſchloſſen iſt, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen als 
ruhend zu behandeln. 
$. 22. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters- 


zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


$. 23. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodal⸗ 
vertreter erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde auszuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſe vorzulegen iſt. 


$. 24. 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife: 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
vierten Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Normirung durch den Verwaltungsausſchuß. Dieſelbe trägt auch die 
Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an die bezugsberechtigten Geiftlichen. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe betheiligten Landes⸗ 
kirchen ſind die von dem Verwaltungsausſchuſſe abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchen- 
behörden mitzutheilen. 


F. 25. 


Der Vorſtand regelt die näheren Modalitäten wegen Einziehung der Kaſſen⸗ 
beiträge, ſowie Auszahlung der Alterszulagen und Entſchädigungen. 


$. 26. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchen: 
geſetze der betheiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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(Nr. 10012.) Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit des F. 31 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, 
betreffend das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover, daß dieſes Kirchengeſetz mit dem 1. April 1899 in 
Kraft tritt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 
(I. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Fr. 10013.) Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer. Vom 
2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel 1. 

Behufs Gewährung von widerruflichen Beihülfen an leiſtungsunfähige 
katholiſche Pfarrgemeinden zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens ihrer Pfarrer 
wird ein Betrag von 3 438 400 Mark jährlich aus Staatsmitteln bereit geſtellt, 
welcher nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen zu verwenden iſt. 


Artikel 2. 
„Jeder für ein dauernd errichtetes Pfarramt beſtellte katholiſche Pfarrer 
erhält ein Stelleneinkommen von mindeſtens 1 500 Mark jährlich neben freier 
Dienſtwohnung oder angemeſſener Miethsentſchädigung. 


5 En 


Artikel 3. 
Mit Genehmigung der bifchöflichen Behörde fann zur Erhöhung des Stellen- 
einkommens einer Pfarrſtelle eine Ortszulage dauernd bewilligt, auch dem Stellen- 
inhaber eine Ortszulage auf die Dauer oder auf Zeit gewährt werden. 


Artikel 4. 


Bei Pfarrſtellen, für welche das Stelleneinkommen nach den örtlichen 
Verhältniſſen als unauskömmlich oder wegen der beſonders ſchwierigen oder an- 
ſtrengenden Verwaltung nicht als angemeſſen zu erachten iſt, kann die biſchöfliche 
Behörde anordnen, daß das Stelleneinkommen bis auf den Betrag von 
2100 Mark jährlich durch eine Ortszulage auf die Dauer oder auf Zeit erhöht werde. 


Artikel 5. 

Die ſeit ihrer Ordination bereits fünf Jahre in einem kirchlichen Amte 
befindlichen Stelleninhaber erhalten Alterszulagen, welche das Stelleneinkommen 
in fünfjährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten ergänzen, dergeſtalt, 
daß fie, unbeſchadet der nach den Artikeln 3 und 4 gewährten Ortszulagen, ein 
Jahreseinkommen zu beziehen haben: 
| vom vollendeten 5. Dienſtjahre ab von . ... 1900 Mark, 


ee z 10. „ ONEA 
z z 15, z 2600 
z z 20. z INN 
d d 25% Z d d 3200 z 


Die von den Stelleninhabern vor oder nach ihrer Ordination als feft 
angeſtellten Lehrern in einem öffentlichen Schulamte in Preußen zugebrachte Zeit 
iſt der Dienſtzeit im kirchlichen Amte gleich zu achten. 


Artikel 6. 

Die Pfarrgemeinde ift verpflichtet, den durch die Erträge des Stellen- 
vermögens oder durch anderweitige kirchliche Einnahmen des Stelleninhabers nicht 
gedeckten Betrag des Mindeſt-Stelleneinkommens (Artikel 2) ſowie der Orts— 
(Artikel 3 und 4) und Alterszulagen (Artikel 5) zu gewähren. Auf beſonderen 
Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflichtungen Dritter gegen⸗ 
über der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 

Einnahmen aus Nebenämtern (3. B. Militärſeelſorge, Religionsunterricht, 
Anſtaltsſeelſorge) bleiben außer Betracht. 


Artikel 7. 
„Die Beihülfen werden widerruflich an leiſtungsunfähige katholiſche Pfarr⸗ 
gemeinden gewährt, welche zur Aufbringung von Zuſchüſſen zur Erreichung des 
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Mindeſt⸗Stelleneinkommens und von Alters- oder Ortszulagen für die beim In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden, mit einem Stelleneinkommen von weniger 
als 3200 Mark jährlich verbundenen Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen. 
Der jährliche Antheil an dem in Artikel 1 bereitgeſtellten Betrage, über welchen 
in jeder Diözeſe verfügt werden kann, wird unter Berückſichtigung der Höhe des 
aufbeſſerungsbedürftigen Stelleneinkommens und der Ordinationsaltersverhältniſſe 
der Pfarrer der verſchiedenen Diözeſen durch eine Matrikel beſtimmt. 

Die nähere Feſtſtellung der Grundſätze für die Beſtimmung der jährlichen 
Theilbeträge und die Feſtſetzung der Matrikel erfolgt nach Anhörung der biſchöf— 
lichen Behörden durch den Finanzminiſter und den Miniſter der geiſtlichen An— 
gelegenheiten. 

Die jährlichen Erſparniſſe an den Theilbeträgen werden behufs Verwendung 
zu gleichen Zwecken in den betreffenden Diözeſen in das nächſte Jahr ohne Un- 
rechnung auf die für die betreffende Diözeſe entfallende Jahresquote übertragen. 

Dem Finanzminiſter und dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt 
alljährlich eine Nachweiſung über die Verwendung der Theilbeträge und der 
Erſparniſſe vorzulegen. 


Artikel 8. 


Ueber die Bewilligung, die Verſagung, den Widerruf und die Kürzung 
von Beihülfen beſchließt die biſchöfliche Behörde auf Grund eingehender Prüfung 
der Leiſtungsfähigkeit. Bei dieſer Prüfung ſind neben der Steuerkraft auch die 
vorhandene Belaſtung zu öffentlichen Zwecken und die geſammte wirthſchaftliche 
und kirchliche Lage der Gemeinde zu berückſichtigen. 

Die bewilligten Beihülfen werden an die Pfarrer unmittelbar gezahlt und 
auf die von den bedachten Pfarrgemeinden gemäß Artikel 6 zu gewährenden Zu⸗ 
ſchüſſe und Zulagen in Anrechnung gebracht. 


Artikel 9. 


Behufs Gewährung von Beihülfen an neu zu errichtende leiſtungsunfähige 
katholiſche Pfarrgemeinden, welche zur Aufbringung von Zuſchüſſen zur Erreichung 
des Mindeſt⸗Stelleneinkommens und von Alters- oder Ortszulagen für die neu 
zu gründende Pfarrſtelle Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein Betrag von 
200000 Mark jährlich aus Staatsmitteln bereit geſtellt. 

Die Bewilligung der Beihülfen hat zur Vorausſetzung, daß die biſchöfliche 
Behörde auch ihrerſeits Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt und die 
Pfarrgemeinde nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit zu den Laſten der Neu⸗ 
gründung beiträgt. Die Bewilligung erfolgt durch den Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten und den Finanzminiſter. 

Die jährlichen Erſparniſſe an dem nach Abſatz 1 bereit geſtellten Betrage 
fließen in die allgemeinen Staatsfonds zurück. 
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Artikel 10. 

Die allgemeinen Grundſätze über die Berechnung der Erträge des Stellen— 
vermögens und der anderweitigen kirchlichen Einnahmen des Stelleninhabers 
werden von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten nach Anhörung der 
biſchöflichen Behörden feſtgeſtellt. 

Der Betrag des Stelleneinkommens wird bei den vorhandenen Pfarrſtellen 
nach dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes, bei neu zu gründenden 
Pfarrſtellen nach dem Zeitpunkte der Errichtung beſtimmt. Die biſchöfliche 
Behörde beſchließt über die Höhe des mit der Pfarrſtelle verbundenen Stellen- 
einkommens und trägt die mit einem Stelleneinkommen von weniger als 
3200 Mark jährlich verbundenen Pfarrſtellen und den Betrag des feſtgeſtellten 
Stelleneinkommens derſelben in das Kataſter der aufbeſſerungsbedürftigen Pfarr— 
ſtellen der Diözeſe ein. 

Die biſchöfliche Behörde nimmt nach Ablauf von zwölf Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes und fernerhin in zwölfjährigen Perioden eine all— 
gemeine Reviſion des Kataſters vor. 


Artikel 11. 


Die Zuſchüſſe der Pfarrgemeinde zum Mindeſt⸗Stelleneinkommen ſowie die 
Orts⸗ und Alterszulagen können im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
beigetrieben werden. 

Die biſchöfliche Behörde ſtellt die Höhe der fälligen Beträge feſt. 


Artikel 12. 


Die Beſchlüſſe der biſchöflichen Behörde bedürfen in den Fällen der Mr- 
tikel 4, 8, 10 Abſatz 2 und 3 und des Artikels 11 Abſatz 2 der Zuſtimmung 
des Regierungspräſidenten beziehungsweiſe des Polizeipräſidenten in Berlin. 

Bei erhobenem Widerſpruch oder auf Beſchwerde entſcheidet der Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten. 

Artikel 13. 

Der ordentliche Rechtsweg iſt gegen die in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Beſchlüſſe (Anordnungen, Entſcheidungen 2.) der Kirchen- oder Staatsbehörden 
ausgeſchloſſen. 

Wegen der Anſprüche der Stelleninhaber auf Zuſchüſſe zur Erreichung 
des Mindeſt⸗Stelleneinkommens, auf Alters- und Ortszulagen finden die Be- 
ſtimmungen des erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des 
Rechtsweges, vom 24. Mai 1861 Geſetz-Samml. S. 241) entſprechende Un- 
wendung. 

Artikel 14. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die Pfarrſtellen in Dom- 
Militär- und Anſtaltsgemeinden keine Anwendung. 
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Artikel 15. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten beauftragt. 


Artikel 16. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1899 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Bülow. Tirpitz. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


